PLUTUS 


Hritiſche Seitſchrift für Wolkswirtfhaft und Finanzweſen 


Uachdruck verboten 


| 
Buchhandel, von der Pol und 


Man bezieht vom | 
direkt vom Verlage 


Iil 


Berlin, den 26. Oktober 1921. 


In Groß-Deutſchland: 
für 20.— MI. vierteljährlich. 
M. 75.— für das Jahr. 
Am Ausland: für 60.— u. 200.— m. 


OberfBhtefien. 


Durch die deutſche Politik wird die deutſche 
Wirtſchaft allmählich zugrunde gerichtet werden. 
Denn dieſe Politik iſt keine Politik. Man kann das 
Verhältnis von Führer zu Maſſen in wirklich po- 
litiſchen Ländern etwa dem Verhältnis zwiſchen 
Prozeßbevollmächtigten und Prozeßpartei ver⸗ 
gleichen. Der Prozeßbevollmächtigte gibt dem 
Schriftſatz der Stimmung ſeiner Partei Ausdruck. 
Aber er ſtellt im Prozeß nur Anträge, die er 
ſachlich rechtfertigen kann und von denen er an- 
nimmt, daß ſie vom Richter gewürdigt und 
eventuell gebilligt werden. In der deutſchen 
Politik aber verſchwinden die Grenzen zwiſchen 
Prozeßbevollmächtigen und Partei, zwiſchen Füh⸗ 
rer und Maſſe. Die Maſſe hält das für Politik, 
was ſie wünſcht. Der Führer gibt dieſen Wün⸗ 
ſchen aus innerpolitiſchen Gründen Ausdruck. Aber 
er vergißt im Laufe des Prozeſſes nur allzu leicht, 
was ſeines Amtes iſt. Er vergißt, daß das 
Drum und Dran der Schriftſätze nicht ſeinem 
Geiſt entſprang. Er hält die Propagandabehaup- 
tungen für den faktiſchen Tatbeſtand und wundert 
ſich dann hinterher, daß das Reſultat des Pro⸗ 
zeſſes dieſen Propagandabehauptungen nicht ent- 
ſpricht. x 

Das etwa war auf rein Geſchäftsmäßiges 
zurückgeführt, der ſonderbare Fall des Dr. Joſef 
Wirth, der nun glücklich wieder ins Reichskauzler⸗ 
amt zurückgekehrt iſt. Er hatte dauernd in Reden 
und Schriftſätzen erklärt, daß er mit dem unge- 
teilten deutſchen Oberſchleſien ſtehe und falle. Das 
deutſche Volk hatte all ſeine Hoffnungen auf dieſes 
ungeteilte Oberſchleſien geſetzt. Der Völkerbund 
und der große Rat haben anders entſchieden. 
Und nunmehr verlangte ein großer Teil des 
Volkes ſeinen Rücktritt vom Reichskanzleramt, 
weil es die Drohung Dr. Wirths nach außen 
als ein Verſprechen, die Nichterreichung der ſchle⸗ 
ſiſchen Unteilbarkeit als einen Mißerfolg anſieht. 
Und der Anwalt Dr. Wirth hatte noch obendrein 


dieſen Mißerfolg öffentlich ſich ſelbſt beſcheinigt. 
Beweis: Die Reden und Schriftſätze Dr. Wirths. 
Ein Irrtum immer ſchwerer als der andere. Man 
kann ſehr wohl die oberſchleſiſche Entſcheidung 
als einen Mißerfolg der deutſchen Politik be⸗ 
trachten. Aber es iſt ein Mißerfolg jener Politik, 
die in Spa, Verſailles, London und zuletzt noch 
in Genf betrieben wurde, zu einer Zeit, als eine 
politiſche Beeinfluſſung der Entſcheidung über 
Oberſchleſien noch möglich war. Der Mißerfolg 
alſo einer Politik, für die die letzte Regierung noch 
zum Teil gar nicht verantwortlich war. Vor allem 
aber iſt der Genfer Spruch das völlige Fiasko 
jener oberſchleſiſchen Propaganda, die zu einem 
Abſtimmungsergebnis in Oberſchleſien führte, bei 
der als allergrößte Enttäuſchung etwa 38% der 
oberſchleſiſchen Bevölkerung für Polen ſtimmte. 
Nach dieſem Ergebnis ſtand auf Grund des Ver⸗ 
ſailler Vertrages, der ausdrücklich von der Tei⸗ 
lung ſpricht, durchaus feſt, daß um eine Teilung 
nicht herumzukommen war. Da außerdem 
etwa zu jener Zeit als Deutſchland die 
Seydouxſchen Vorſchläge über Warenlieferungs⸗ 
vereinbarungen ablehnte, unter dem Sa- 
binett Leygues ein polniſch⸗franzöſiſcher Sonder- 
vertrag abgeſchloſſen war, ſo durfte man ohne 
weiteres annehmen, daß dieſe Teilung für 
Deutſchland kaum günſtig werden würde. Auf 
dieſe Konſequenzen ſoll wie es heißt, die engliſche 
Regierung bereits erhebliche Zeit vor der letzten 
Genfer Entſchließung den deutſchen. Außen- 
miniſter Dr. Roſen aufmerkſam gemacht haben, 
ohne daß dieſer es für nötig fand, dem Kabinett 
davon Mitteilung zu machen. Es ſcheint außer⸗ 
dem, daß oberſchleſiſche Induſtriekreiſe, die in 
Genf vertreten waren, der Teilung durchaus nicht 
widerſprachen. Mindeſtens iſt wie man als ganz 
ſicher annehmen muß, in Genfer Völkerbunds⸗ 
kreiſen, die vielleicht die Bedeutung dieſer ober⸗ 
ſchleſiſchen Kreiſe ſehr falſch werteten, der Cin- 


druck entſtanden, daß die Teilung an ſich gar 
nicht als ein ſo großes Uebel von den zunächſt 
örtlich am nächſten intereſſierten Kreiſen 
angeſehen wurde. Es iſt nicht ganz aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Idee gewiſſer Kreiſe, 
ſie könnten auf dieſe Weiſe von den 
Reparationslaſten freikommen, erheblich mehr 
als patriotiſche Erwägungen mitgeſprochen 
haben. So it es denn zu jener politi⸗ 
ſchen Teilung gekommen, die national betrachtet 
einen furchtbaren Verluſt für Deutſchland be— 
deutet. Einen Verluſt, der niemals verſchmerzt 
werden kann. Aber gleichzeitig auch ein Verluſt, 
den im Augenblick niemand in Deutſchland wieder 
gut zu machen vermag. Und ſchon deshalb ift 
es ganz unmöglich, jetzt nach dem Genfer Urteils- 
ſpruch die ſchleſiſche Frage als eine rein politiſche 
Frage zu betrachten. Die Aufgabe der deutſchen 
Politik ift es, die wirtſchaftlichen Folgen der Ab- 
trennung Oberſchleſiens ſoweit wie möglich herab- 
zumildern. Und dazu bietet ſich durch eine be— 
ſondere Verkettung von Umſtänden die Gelegen— 
heit. 
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großen Rates, 
deutſchen Regierung übermittelt 
ift, I ee Teile Der 
umfaßt die Kenntnisgabe der po- 
litiſchen Grenzführung des aufgeteilten Gc- 
bietes. Der zweite Teil verpflichtet Polen und 
Deutſchland, ſich über eine wirtſchaftliche Zu— 
ſammenarbeit in Oberſchleſien zu einigen und 
ſieht beſtimmte Grundbedingungen für den ab- 
zuſchließenden Vertrag vor. Die Vertragsver— 
handlungen ſollen durch je einen Delegierten 
Polens und des Deutſchen Reiches unter Vorſitz 
eines vom Völkerbundrat zu beſtimmenden Un- 
parteiiſchen geführt werden, der das Recht hat, 
bei Meinungsverſchiedenheiten zu eutſcheiden. 
Gegen dieſe Verpflichtung macht ſich nun in 
Deutſchland eine ſtarke Oppoſition geltend. Die 
Erbitterung in Deutſchland darüber, daß man 
wieder einmal durch Sanktionen bedroht wird, iſt 
durchaus begreiflich. Bei dem Widerſtand gegen 
die Verpflichtung zum Vertragsſchluß aber wird 
doch allzuſehr überſehen, daß ein Teil der wirt— 
ſchaftlichen Punkte, die als Inhalt des zukünftigen 
Vertrages von der Entente beſtimmt werden, 
nichts anderes darſtellt, als eine Wiederholung 
von Verpflichtungen aus dem Verſailler Vertrage 
für den Fall der Teilung Oberſchleſiens. Aber jo 
begreiflich dieſer Widerſtand auch politiſch ſein 
mag, ſo ſehr ſprechen alle wirtſchaftlichen 
Intereſſen Deutſchlands dagegen, ihn aufrecht- 
zuerhalten. Von der deutſchen Propaganda ſind 
vor und während der Abſtimmung' in Ober- 
ſchleſien eine Reihe von Schriften mit ſtatiſtiſchem 
Material veröffentlicht worden. Ich will heute 
gar nicht unterſuchen, ob die dort angegebenen 
ſtatiſtiſchen Ziffern den Tatſachen entiprechen. 
Aber man kaun doch auf keinen Fall heute Ziffern 
nicht gelten laſſen, die man noch vor Monaten 
als Beweis für die. 
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derungen in die Welt ſandte. Nach dieſen Schriften 
aber verlieren wir bei der jetzigen Teilung Ober- 
ſchleſiens einen ſehr nennenswerten Teil der 
deutſchen Kohlenproduktion, den allergrößten Teil 
der deutſchen Zinkproduktion. Daß allein dieſe 
Seite der Frage ſchon den Verſuch notwendig 
macht, zu wirtſchaftlichen Abkommen zu gelangen, 
bedarf gar keiner Erörterung. Wie unter dieſen 
Umſtänden deutſche Parteien dazu kommen 
konnten, Entſchließungen zu faſſen, daß fic ſich 
weigern, Unterhändler zu den Verhandlungen 
mit den Polen zu ſenden, iſt charakteriſtiſch für 
die vollkommen negative wirtſchaftliche Einſtellung 
und Betrachtungsweiſe ſelbſt ſolcher politiſcher 
Parteien in Deutſchland, die ſonſt ſo tun, als ob 
ſie die Vertreter wirtſchaftlicher Intereſſengruppen 
ſeien. 

Jeder Deutſche glaubt, daß die Polen ab- 
ſolnt unfähig find, komplizierte Wirtſchafts⸗ 
betriebe, wie die oberſchleſiſchen, zu verwalten. 
Man befürchtet deutſcherſeits, daß in kurzer Zeil 
das blühende Oberſchleſien bald den Zuſtand zeigen 
wird wie die ehemals landwirtſchaftlich und blii- 
hende Provinz Poſen. Iſt es unter dieſen Um⸗ 
ſtänden nicht geradezu ein Verrat an Oberſchleſien, 
nicht alle Verſuche zu machen, um eine vernünftige 
Wirtſchaftsführung für Schleſien in den Verhand⸗ 
lungen mit den Polen zu retten. Und wenn nun 
die deutſchen Befürchtungen eintreffen: Schneidet 
Deuſchland ſich nicht ins eigene Fleiſch, wenn es 
die Wirtſchaftskraft vor feinen Toren die es gu- 
ſätzlich braucht, vernichten läßt? Vor allem haben 
die Politiker eine ganz wichtige wirtſchaftliche 
Grundfrage überſehen. Zu den Punkten, die die 
Eutente für die Wirtſchaftsverhandlungen ſtipu⸗ 
liert, gehört zwar ein Hinweis auf die Beſtimmung 
der Friedensverträge über die Kohlenlieferungen, 


aus denen man ſchließen darf, daß das 
polniſche Schleſien zu einem Teil in die 
deutſchen Verpflichtungen zur Lieferung von 
Kohle an die Ententeländer eintreten muß. 


Aber, darüber verlautet nichts, zu welchem Teil 
die abgetrennte oberſchleſiſche Induſtrie ſich an 
den allgemeinen deutſchen Reparationslaſten zu 
beteiligen hat. Wenn Deutſchland keine Wirtſafts⸗ 
verhandlungen führt und einfach automatiſch der 
Abſchnitt VIII des Verſailler Friedens in Kraft 
tritt, jo bleiben die Reparationsleiſtungen Deutſch⸗ 
lands unverändert und vor allen Dingen iſt das 
abgetrennte Oberſchleſien von der Reparatiouslaſt 
befreit. Nun gibt es doch wohl keinen ſo ſchlechten 
Politiker in Deutſchland, der ſich einreden könnte, 
daß die Entente, wenn wir ses auf der einen Seite 
ablehnen, mit Polen zu verhandeln, auf der au⸗ 
deren Seite unſerer Hinweis auf die nunmehr 
geſchwächte Wirtſchaftskraft Deutſchlands durch 
Streichung irgendeiner Reparationsſumme anet 
fennen würden. Nur in Verhandlungen mit Polen 
können wir den Grundſatz zur Anerkennung 
bringen, daß das polniſche Oberſchleſien an den 
deutſchen Reparationslaſten mitzutragen hat und 
den Schlüſſel für dieje Mitleiſtungen finden wird. 
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Der Erfolg ſolcher Wirtſchaftsverhandlungen 
iſt durchaus nicht ohne weiteres peſſimiſtiſch zu 
urteilen. Die Polen haben ein ſehr zweifelhaftes 
Geſchenk in Oberſchleſien erhalten. Hat die En⸗ 
tente ſchon dadurch, daß ſie die politiſche Teilung 
mit dem Verſuch verkoppelte, die wirtſchaftliche 
Einheit Oberſchleſiens aufrechtzuerhalteu, an— 
erkannt, daß Polen den neuen wirtſchaftlichen 
Aufgaben nicht gewachſen iſt, ſo darf man die 
gleiche Erkenntnis bei den Polen vorausſetzen. 
Sie hatten ſchon vor der Genfer Entſcheidung 
Fühler über Wirtſchaftsverhandlungen nach Ber- 
lin ausgeſtreckt. Fühler, die leider vom deutſchen 
Außenminiſterium weder dem Kabinett mitgeteilt, 
noch in ihrer ganzen Tragweite voll erfaßt 
wurden. Daraus allein geht hervor, daß auch 
bei den Polen die Erkenntnis ihres Jutereſſes be- 
ſteht, ſich die deutſche Hilfe zu ſichern. Das iſt ja 
auch ganz klar. Denn wenn Oberſchleſien einfach 
ins polniſche Wirtſchaftsgebiet einbezogen, wenn 
die Polenmark geſetzliches Umlaufsmittel wird, 
ſo wird aus dem neuen Landzuwachs für 
Polen keine wirtſchaftliche Stärkung, ſondern 
eher eine Schwächung erwachſen. Dagegen kann 
Oberſchleſien für Polen in vernünftiger gemein— 
ſamer Verwaltung mit Deutſchland immerhin eine 
ganz angenehmes Aktivum werden. Nun 
it allerdings der Oberſte Rat ſehr be 
ſorgt geweſen, das Schlimmſte für Polen 
dadurch zu verhüten, daß es als Ridt- 
linie für die Wirtſchaftsverhandlungen unter 
anderem auch feſtlegt, daß im abgetretenen Gebiet 
die deutſche Mark als geſetzliches Zahlungsmittel 
erhalten bleibt. Hier liegt die Wahrung eines 
ganz weſentlichen Intereſſes Polens vor. Ab- 
geſehen von der völligen Verſumpfung des Wirt- 
ſchaftslebens mit Einführung der noch unſicheren 
Währungsverhältniſſe Polens, würde Polen nach 
ſeinen eigenen Angaben ungefähr 25 Milliarden 
polniſche Mark bei Verdrängung der deutſchen 
Mark neu in Umlauf jegen müſſen. Nun liegt 
gerade hier eine derjenigen Beſtimmungen vor, 
die keinen Rechtsgrund im Friedensvertrage 
haben. So daß Deutſchland auch nicht gezwungen 
werden kann, ohne beſtimmte Sicherungen dieſen 
Grundſatz anzuerkennen, denn die Eutente kann 
nicht über die deutſche Währung verfügen. Hier 
bieten ſich alſo ſehr erhebliche Möglichkeiten, 
Konzeſſionen von Polen auszuhandeln. 

Von deutſcher Seite aus geſehen, ijt das 
Problem des weiteren Umlaufes der deutſchen 
Nark im abgetretenen Oberſchleſien nicht ganz 
einfach zu beurteilen. Auf der einen Seite bieten 
ſich hier gewiſſe Vorteile für Deutſchland. Polen 
iſt verpflichtet, gewiſſe Produkte zollfrei, und 
andere mit der Auflage der Meiſtbegünſtigung 
aus den abgetretenen Gebieten nach Deutjch- 
land hereinzulaſſen. Daß hier ein neues Loch 
im Oſten entſtehen kann, ſoll dadurch verhindert 
werden, daß der Urſprung dieſer Erzeugniſſe aus 

en abgetretenen Gebieten nachgewieſen werden 
* Soweit es ſich hier um für die deutſche 


Produktion notwendige Materialien handelt, iſt 
es für Deutſchland natürlich ein Vorteil, dieſe 
Waren in Mark bezahlen zu können. Vielleicht 
wäre es ein noch größerer Vorteil, polniſche Mark 
dafür zu erlegen. Aber andererſeits ſtünde es den 
neupolniſchen Gebieten eventuell frei, irgendeine 
hochwertige Edelvaluta zu verlangen. Viel ſchwie⸗ 
riger ſcheint das Problem von einer anderen 
Seite zu ſein! Iſt es überhaupt möglich, den 
Umlaufskreis deutſchen Geldes unverändert zu 
laſſen, wenn die Zahlungsbilanz durch Vermin⸗ 
derung der Ausfuhr infolge der Verkleinerung 
deutſchen Gebietes in Wegfall kommt? Man kann 
dieſer Frage mit dem Hinweis darauf begegnen, 
daß auch die neuen polniſchen Gebiete bei der 
Ausfuhr nach Polen mindeſteus in Mart fat- 
turieren werden. Daß daher die Zahlungsbilanz 
auf der Markgrundlage an ſich unverändert bleibt, 
auch wenn ein Teil der Waren jetzt aus einem 
Gebiet ausgeführt wird, das nicht mehr unter 
deutſcher Oberhoheit ſteht, das alſo auch ohne 
jede Vorkehrung eine Handelseinheit genau ent- 
ſprechend der Währungseinheit bleibt. Es wäre 
aber im deutſchen Intereſſe zweifellos ſicherer, 
wenn es gelänge, die abgetretenen ſchleſiſchen Ge- 
biete nach wie vor als deutſches Zollinland zu 
betrachten. Man könnte fid denken, daß als 
Gegenwert dafür den Polen ein Anteil an den 
Eingangszöllen bezahlt würde, der etwa dem Er— 
trag entſpräche, oder womöglich ſogar größer 
wäre, als der Ertrag an der neuzuziehenden 
Zollinie für den polniſchen Staat ausmachen 
würde. 

In dieſem Zuſammenhang entſteht aber noch 
eine andere ſehr wichtige Frage. Deutſchland hat 
vorläufig noch immer 26% Ausfuhrabgabe als 
Teil der Kriegsentſchädigung an die Entente zu 
entrichten. Dieſe Abgabe wird nach den jetzigen 
Beſtimmungen niedriger, inſofern der Export aus 
dem abgetretenen Gebiet aus der Abgabepflicht 
fortfällt. Dagegen iſt vorläufig noch ganz un— 
berechenbar, auf welche Summen man die Waren- 
mengen beziffern muß, die vom noch bei Deutſch⸗ 
land verbliebenen Schleſien in das abgetretene 
Schleſien gehen werden. Iſt dieſe Ausfuhr, zu 
der Deutſchland gewiſſermaßen vertraglich ver— 
pflichtet iſt, und die bisher als Binnenverkehr 
figurierte, im Sinne des Berjailler Friedens ab- 
gabepflichtig? 

Man ſieht aus dieſen Betrachtungen ſchon, 
welche Bedeutung es hat, in freiwillige Ver⸗ 
handlungen einzutreten, anſtatt ſich von neuem 
Diktate aufzwingen zu laſſen, gegen die man 
zwar proteſtieren, gegen die man ſich aber gar 
nicht wehren kann. Daß dieje Diktate ungünſtiger 
ausfallen werden als Beſtimmungen, die in Ver⸗ 
tragsverhandlungen mit den Polen eventuell zu 
erzielen ſind, unterliegt gar keinem Zweifel. Man 
muß daher verlangen, daß die deutſchen Politiker 
ihre Pflicht gegen die deutſche Wirtſchaft erfüllen, 
anftatt durch ihre Politik die Wirtſchaft zu 
ſabotieren. 


357 


Duim. 


Von 


Dr, Guſtav Stolper Wien, 


Vor drei Wochen haben dieſen Namen 
höchſtens ein paar Dutzend Menſchen gekannt, heute 
iſt er, wenigſtens in Mitteleuropa, einer der meiſt 
genannten: ein 26 jähriger Holländer, der es zu- 
ſtandegebracht hat, Deutſch⸗Oeſterreich um etwa 
11/, Milliarden Kronen zu prellen. Der Fall ift 
typiſch und darum von allgemeinem Intereſſe. Ein 
geiſtreicher Bankdirektor hat gemeint, es ſei die 
moderne Auflage des Hauptmanns von Köpenick. 
In den ſeligen Zeiten vor dem Kriege habe man 
eine preußiſche Offiziersuniform anlegen müſſen, um 
ſich überall Zutritt zu erzwingen und unbegrenztes 
Entgegenkommen zu finden, heute bedarf es dazu 
einer Viſitenkarte, die einen als Angehörigen eines 
Landes mit vollwertiger Valuta vorſtelle. Aber es 
gehört doch noch etwas anderes dazu: Die voll⸗ 
kommene Verwilderung der geſchäftlichen Sitten, der 
wirre Taumel, in den der Zuſammenbruch der Wäh⸗ 
rungen auch die konſervativſten und vorſichtigſten 
Unternehmer hineingeriſſen hat. 

Vor ungefähr einem Jahr ift Daniel Duim 
nach Wien gekommen. Er war der Sohn eines 
reichen und angeſehenen Diamantenſchleifers in 
Amſterdam, hatte aber ſelbſt kein Vermögen. Was 
er in ſeinen Anfängen hier getrieben hat, wie er 
zum Grundſtock ſeines Vermögens gekommen iſt, 
könnte nur eine gerichtliche Unterſuchung klar⸗ 
ſtellen, die nicht angeſtellt werden wird, da Holland, 
wohin ſich der Betrüger geflüchtet hat, nicht aus⸗ 
liefert. Man behauptet, daß er Notenſchmuggel 
und ähnliche ehrenwerte Geſchäfte getrieben hat. 
Vor allem hat er ſich bald auf die Deviſenſpeku⸗ 
lation geworfen. Seine Geſchäfte führte er zunächſt 
durch eine Wiener Bank aus, aber bald ging ſein 
Streben dahin, in die Börſe aufgenommen zu 
werden. Gaſtkarten, die ihm für kurze Friſt aus⸗ 
geſtellt wurden, mißbrauchte er über die Friſt hinaus, 
aber das hinderte nicht, daß eine konſervative 
Wiener Großbank, die Unionbank, und eine ſehr 
angeſehene Privatfirma ſchließlich ſeine Zulaſſung 
zur Börje durch wärmſte Unterſtützung ſeines Auf- 
nahmegeſuches durchſetzten. Nun nahmen feine 
Geſchäfte immer größeren Umfang an. Duim lebte 
auf allergrößtem Fuß, ließ alle, die mit ihm zu 
tun hatten, reichlich verdienen und war daher ein 
beliebter Kunde. Schließlich wurde er auch in die 
Liſte der Kommiſſionäre der Deviſenzentrale auf⸗ 
genommen, und da die erſten Großbanken mit ihm 
arbeiteten und über ihn die beſte Auskunft erteilten, 
trugen am Ende auch die vorſichtigſten Privat⸗ 
bankiers kein Bedenken mehr, mit ihm Geſchäfte 
zu machen. Duim galt allmählich als unermeßlich 
reich und es gab noch einen beſonderen Grund, 
der ihn im Deviſenhandel zu einem geſuchten 
Kommittenten machte: In den Wochen furchtbarſter 
Deviſennot war Duim der größte, faſt der einzige 


Abgeber von holländiſchen Gulden. Das klärte ſich 
freilich allzu bald auf. Die Hollandgulden, die er 
verkaufte, hatte er niemals beſeſſen. Der Verkauf 
mußte natürlich darum noch nicht in betrügeriſcher 
Abſicht erfolgt ſein. Duim hatte ſich einfach auf 
die falſche Seite gelegt. Er hatte ſich ſo wie viele 
andere durch den Optimismus der Wiener Regie 
rung und der ihr naheſtehenden Kreiſe verleiten 
laſſen, an ein nahes Eintreffen der ausländiſchen 
Valutaanleihe und damit an eine Beſſerung der 
Krone zu glauben, und als die Kursſteigerung der 
fremden Deviſen ſchließlich zur Hauſſepanik aus⸗ 
artete, gab es keine Möglichkeit der Umkehr mehr. 
Der ruinierte Spieler mußte unter Zurücklaſſung 
einer Schuld von etwa 1½ Millionen Hollandgulden 
das Weite ſuchen. 

Daß dieſer Verluſt den Wiener Marft über- 
mäßig belaſten würde, war an ſich nicht wahrſchein⸗ 
lich. Schließlich reduzierte ſich der Verluſt doch 
nur auf 2 bis 3 Mill. Vorkriegskronen, und es 
hat vor dem Krieg einzelne Defraudationen vom 
größerem Ausmaß gegeben, die eine einzige Bank 
abzuſchreiben hatte. Im Falle Duim verteilte ſich 
der Verluſt auf 24 Banken und erſte Bankfirmen. 
Einzelne von ihnen verlieren bis 300 Millionen, 
mehrere 100 bis 200 Mill., Privatfirmen Beträge 
bis zu 90 Mill. Die authentiſche Schadenziffer 
wird man kaum erfahren und der von der Deviſen⸗ 
zentrale mitgeteilte Geſamtſchaden von 950 Will. iſt 
gewiß zu niedrig. Aber Banken und Privatbankiers 
haben in den letzten Jahren und insbeſondere in 
den letzten Monaten ſolche Unſummen verdient, daß 
kein einziger durch den Fall Duim einen tödlichen 
Schlag erhalten könnte. Die Verkehrsbank, die durch 
ein erſt im Sommer eröffnetes Wechſelhaus mit 
Duim in Geſchäftsverbindung war und dadurch 
einen Verluſt von 300 Mill. erlitt, ließ eine 
Zwiſchenbilanz dieſes Wechſlerhauſes aufitellen, die 
bereits für die paar Monate ſeines Beſtandes einen 
Gewinn von 600 Will. ergab. Aehnlich ſteht es 
natürlich mit allen anderen Banken. Von den 
Privatfirmen ſind immerhin einige bedenklich 
geſchwächt, aber auch ſie haben entweder auslän⸗ 
diſche Kommanditiſten oder inländiſche Bankbeteili⸗ 
gungen, die eine zuverläſſige Stütze bilden. 

Trotzdem hat der Fall Duim dem Wiener 
Markt einen Schlag verſetzt, den er bisher nicht 
verwunden hat. Das Wißtrauen iſt allgemein. Am 
erſten Tag nach dem Bekanntwerden der großen 
Verluſte hat ſogar eine Großbank eine andere 
(beide waren bei Duim mit einigen hunden 
Millionen hängen geblieben!) als „Hand“ zurück 
gewieſen. Man ift auf einmal rigoros geworden, 
und da ſich gerade die beſſeren Firmen nicht der 
Gefahr ausſetzen, von einer anderen Firma oder 
einer Bank als „Hand“ zurückgewieſen zu werden, 
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iſt ſeither die Kuliſſe verödet und die große Maſſe 
der Deviſenumſätze gelangt ins Clearing. Das hat 
zunächſt zur Folge, daß dort die Abrechnung durch 
die öſterreichiſch⸗ungariſche Bank geht, die die 
Gutſchrift erſt nach Eingang der Zahlung vornimmt, 
was ungefähr eine ſechstägige Verzögerung bedeutet 
und in der Zwiſchenzeit bei den Firmen mit 
größerem Deviſengeſchäft ungeheure Mittel bindet. 
Es ift bezeichnend für die Lage des Wiener Deviſen⸗ 
marktes, daß dieſe Lahmlegung der Deviſenſpeku⸗ 
lation an der Kursentwicklung nichts geändert hat, 
die Deviſenkurſe vielmehr ſeither noch beträchtlich 
geſtiegen ſind. Viel bedenklicher iſt aber, daß das 
Mißtrauen auch das Ausland, vor allem die 
Nationalſtaaten ergriffen hat. Und damit iſt 
geradezu die Stellung Wiens als zentraler Deviſen⸗ 
platz in Frage geſtellt. Denn dieſe Stellung hat 
nicht zuletzt darauf beruht, daß man in Wien jeder- 
zeit gegen promte Zahlung jede Art von Deviſen 
in jedem Betrag kaufen und verkaufen konnte. Wird 
der Handel mit einem langwierigen Verrechnungs⸗ 
verkehr belaſtet und verengt ſich plötzlich der Kreis 
derer, die im Markt als „Hand“ genommen werden, 
dann iſt auch die Grundlage des Deviſengeſchäfts bedroht. 

Daß es dahin gekommen iſt, daran tragen. freilich 
alle Beteiligten ihr vollgerüttelt Maß von Schuld. 
Wer die Wiener Börſe von 1914 in Erinnerung 
hat, wird ſich heute in ihrem Getriebe kaum zurecht⸗ 
finden. Die alten angeſehenen, vorſichtigen Firmen 
find fait alle zurückgedrängt. Eine Unzahl von 
neuen Börſenmitgliedern beherrſcht das Geſchäft, die 
ſich untereinander kaum dem Namen nach kennen, 
geſchweige denn, daß ein Ueberblick über ihre Ver⸗ 
mögensverhältniſſe und Geſchäftsmethoden möglich 
wäre. Es ſind zum größten Teil Zugewanderte, 
die bei all ihren ſonſtigen trefflichen Eigenſchaften 
doch nicht durch ein Gefühl der Verbundenheit mit 
dem Boden ihrer Tätigkeit, der Verantwortung 
gegen das Land, in dem ſie leben, gehemmt ſind, 
und junge Leute, denen nicht nur die theoretiſche 
Bildung, ſondern auch die praktiſche Erfahrung ab⸗ 
geht, die das Bankiergewerbe im allgemeinen und 


das Deviſengeſchäft im beſonderen erfordert. Hat 
man früher auf Sachkenntnis und Vorſicht geſehen, 
ſo wird jetzt nur Wagemut und „Ilair“ verlangt. 
Und ſchließlich zwingen die Geſchäftsmethoden dieſer 
Elemente auch die älteſten und konſervativſten Inſti⸗ 
tute und Firmen zur Anpaſſung. Auch die Groß⸗ 
banken werden heute zumeiſt durch junge Diſponenten 
im Deviſengeſchäft vertreten, deren vorzüglichſte 
Eigenſchaft ihre ſtarken Nerven ſind. Das geht 
ſolange gut, als die Deviſenkurſe ſteigen und ſteigen. 
Was einmal im Falle eines nachhaltigen Rüd- 
ſchlages geſchehen wird, wie viele kleine Duims 
dann ſichtbar werden, kann niemand vorherſagen. 
Der Kredit von Daniel Duim hat nicht darunter 
gelitten, daß er ſchon die längſte Zeit feinen Ber- 
pflichtungen ſchleppend nachgekommen war, weil er 
offenbar mit wachſenden Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatte. Mit unpünktlicher Erfüllung hat man eben. 
auf dem Bankenmarkt jhon lange, ſelbſt bei ſonſt 
gut angeſchriebenen Banken und Bankfirmen zu 
rechnen fih angewöhnt. Im Einzelfall iſt ſchwer 
nachzuweiſen, wie weit Schlamperei oder Schlim⸗ 
meres an dieſen Unregelmäßigkeiten ſchuld iſt. Aber 
ſicher iſt, daß ſich ſchon lange die Fälle häufen, 
daß auch größere Wittelbanken Auszahlungen ver⸗ 
kaufen, für die der Bezogene keine Deckung hat, oder 
der verkaufte Scheck erſt nach zwei bis vier Wochen 
eingeht. 

Nun beraten die Banken über Marktreformen, 
die eine Beſſerung der Verhältniſſe herbeiführen 
ſollen. Man wird abwarten müſſen, ob es ſchließ⸗ 
lich nicht darauf hinausgehen wird, die Privatbankiers 
durch radikale Deckungsvorſchriften vom Deviſen⸗ 
handel überhaupt auszuſchließen, wozu auf mancher 
Seite Neigung beſteht. Wahrſcheinlich wird man 
eine Abrechnungsſtelle nach Berliner Muſter ein⸗ 
richten. Aber das Entſcheidende wäre doch die 
perſönliche Ausleſe des Marktes. Und dazu gehört 
vor allem eine rigoroſe Handhabung der Zulaſſungs⸗ 
vorſchriften zur Börſe, wenn es ſchon nicht möglich 
iſt, die Liſte der Zugelaſſenen aus den letzten zwei 
Jahren zu revidieren. 


Gezirkiswirtſchaftsräte. 


Dr. Hans Wolff- Hamburg. 


Durch die neue Reichsverfaſſung (Art. 165) find 
die Bezirkswirtſchaftsräte geſetzlich feſtgeſetzt wor⸗ 
den, deren Konſtituierung heute eine zwingende Mot- 
wendigkeit geworden iſt. Die Kriegs⸗ und Nach⸗ 
kriegszeit verlangte eine ſtraffe Zentraliſation und 
Konzentration unſerer geſamten Wirtſchaft, die 
ſchließlich unter den überſtarken Anforderungen und 
unter dem Naubbauſyſtem zuſammenbrechen mußte. 

Den Bezirkswirtſchaftsräten fällt heute die Auf⸗ 
gabe zu, das geſamte Wirtſchaftsſyſtem in neue 
Bahnen überzuführen, zu dezentraliſieren und volle 


Selbſtändigkeit den wirtſchaftlich in ſich geſchloſſenen 
Gebieten zu ermöglichen und zu garantieren. Dieſe 
Selbſtändigkeit bedingt nun ihrerſeits ein einheit⸗ 
liches Zuſammenarbeiten ſämtlicher Wirtſchaftsfak⸗ 
toren, wie wir ſie in Deutſchland bisher nicht kennen⸗ 
gelernt haben und wie ſie in England auch erſt 
unter dem Drucke des Krieges zur Durchführung 
gekommen iſt. Daß bei dem politiſchen Wirrwarr 
und bei der allgemeinen Unluft, ſich in die be- 
ſtehenden Verhältniſſe einzuleben, nur ein geringes 
Intereſſe für eine neuartige Konſolidierung zu fin⸗ 


den ijt, darf nicht verwundern. Der Gedanke der 
wirtſchaftlichen Autonomie iſt noch zu neu, als daß 
er von der Geſamtheit des Volkes mit Jubel be⸗ 
grüßt werden könnte. 

Was von den neuen Wirtſchaftsräten geleiſtet 
werden ſoll, iſt ganz gewaltig. „Die Vezirksarbeiterräte 
treten zur Erfüllung der geſamten wirt- 
ſchaftlichen Aufgaben und zur Mitwir⸗ 
kung bei Sozialiſierungsgeſetzen mit 
den Vertretungen der Unternehmer zu Bezirkswirt⸗ 
ſchaftsräten zuſammen.“ An dieſen Satz knüpfen 
jid die verſchiedenſten Auffaſſungen, beſonders find 
die Anſichten über die Begriffe „Erfüllung“ und „Mit- 
wirkung recht verſchieden; die Einen verſtehen dar⸗ 
unter nur Körperſchaften, die als Beratende, Be⸗ 
gutachtende und Vorſchlagende Organe das Parlament 
zu unterſtützen haben, — alfo einen Rederat neben 
dem Redeparlament, — die andere Auffaſſung geht 
dahin, daß durch die Wirtſchaftsräte die Autonomie 
der Wirtſchaft ins Leben gerufen werden ſoll, an 
deren Spitze ein dem Reichstage gleichgeordnetes 
Wirtſchaftsparlament geſtellt werden ſoll. 

Die Beſtimmung der Kompetenzen der B. W. R. 
iſt von Reichs wegen noch nicht erfolgt. Bis heute 
hat fih nur eine verhältnismäßig geringe AMn- 
zahl wirtſchaftlicher Intereſſenten mit dieſer Frage 
beſchäftigt. Als notwendig erſcheint es, daß int 
Hinblick auf die große Bedeutung, die den Wirtz 
ſchaftsräten einſt zugehören ſoll, von vornherein dieſen 
Gebietskörperſchaften eine gewiſſe Selbſtändigkeit 
übertragen wird, wenn auch nicht überſehen werden 
darf, daß das Maß der eigenen Verantwortung 
nicht zu voll genommen werden kann, damit Ueber⸗ 
laſtung und Arbeitsunfähigkeit den Neubau nicht 
ſofort zum Einſtürzen bringt. Es empfiehlt ſich 
daher, daß der Aufgabenkreis der Wirtſchaftsräte 
in zwei oder mehreren Etappen feſtgeſetzt wird, um 
ein Einarbeiten und ein langſames Herausfchälen! 
der Wirtſchaft aus der Politik zu ermöglichen. 


Den Bezirkswirtſchaftsräten und dem Reihs- 
wirtſchaftsrat werden im Anfang mur begutachtende 
Aufgaben zugeſprochen werden können, und zwar 
müſſen diefe jedenfalls ſoweit fie von dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsrat ſelbſt erledigt werden, auf die Ent⸗ 
ſchließungen des Reichstages einen mitbeſtimmenden 
Einfluß gewinnen. Geſetzesvorlagen, die dem Reichs- 
wirtſchaftsrat vorgelegt werden, müſſen von deffen, 
Zuſtimmung abhängig ſein. Ganz zwecklos wäre 
es, wenn, wie es die Verfaſſung vorſieht, die Reichs⸗ 
regierung trotz eines Vetos in der Lage ſein ſollte, 
derartige abgelehnte Anträge trotzdem dem Reihs- 
tage zur Entſcheidung vorzulegen. Es iſt eine Utopie, 
daß politiſcher Parteiſtandpunkt entgegen dem 
Willen der Geſamtheit wirtſchaftlich maßgebender 
Vertreter nach Gutdünken zu handeln in der Lage 
it. Die Arbeit des KReichswirtſchaftsrates wird 
ſchnell an Bedeutung gewinnen, da die meiſten Ar⸗ 
ER des Reichstages rein wirtſchaftlicher Natur 
ſind. 

Neben dieſer Hilfsarbeit müſſen die Bezirks⸗ 
wirtſchaftsräte in die Lage verſetzt werden, pofitivg 


Arbeit zu leiſten. Zunächſt muß ihnen die recht⸗ 
liche Möglichkeit geboten werden, gemeinnützige, 
öffentliche Anſtalten, Gebäude und Einrichtungen 
zu übernehmen, die ſtaatlichen oder ſtädtiſchen Cha⸗ 
rakter tragen. Ein beſonderer Einfluß muß den 
Wirtſchaftsräten bei der Beaufſichtigung wirtſchaft⸗ 
licher Betriebe geſichert werden, die als lebenswich⸗ 
tige Betriebe heute beſondere Bedeutung beſitzen, 
dadurch wird ein Eingriff in die privatwirtſchaft⸗ 
lichen Unternehmungen nicht zu umgehen ſein. In 
Frage hierfür kommt zunächſt die geſamte Licht⸗ 
und Kraftverſorgung, Produktion und Verteilung 
wichtiger Nohſtoffe und die geſamten privaten Ver⸗ 
kehrsorganiſationen. Es ſoll dadurch erreicht wer⸗ 
den, daß ein Gegeneinanderarbeiten der einzelnen 
Wirtſchaftsbetriebe nach Möglichkeit unterbunden 
wird. Mit dieſem durch ein Reichsrahmengeſetz feſt⸗ 
zu ſetzenden Aufſichts recht wird die Tätigkeit der Wirt- 
ſchaftsräte nicht erſchöpft ſein. Ihr Ziel geht dahin, 
die wirtſchaftlichen Großbetriebe unter Wahrung des 
privaten Charakters in Abhängigkeit zu bringen 
von der eigenen Selbſtverwaltung. Von vielen 
Seiten wird befürchtet, daß durch eine Beaufſich⸗ 
tigung privater Unternehmungen die geſamte Pro⸗ 
duktion und die Produktionsmittel durch eine der⸗ 
artig weitgehende Bevormundung in ſtaatliche Ab⸗ 
hängigkeit geraten könnte; es wird darin eine ver⸗ 
kappte Sozialiſierung vermutet. In Wirklichkeit ift 
aber gerade das Gegenteil der Fall. Die einzelnen 
Betriebe ſchließen ſich zuſammen und kontrollieren 
ſich ſelbſt; die Nechtsſtellung der Wirt⸗ 
ſchaftsräte ſoll aus dem eigenen Willen der Wirt⸗ 
ſchaft entſpringen, die ſich zu einheitlicher Arbeit 
organiſieren muß. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß im 
Falle des Verſagens dieſer neuen Wirtſchaftsorga⸗ 
niſation der Einfluß auf die einzelnen Unterneh⸗ 
mungen recht gering bleiben muß. Bei produktiver 
Arbeit wird ein Hand⸗in⸗Hand⸗arbeiten der ge- 
ſamten Selbſtverwaltung im Intereſſe des Ganzen 
liegen, wodurch allerdings eine Kontrolle über die 
verſchiedenen Produktionszweige ausgeübt wird. 
Gleichzeitig jind den Wirtſchaftsräten auch Auf- 
ſichtsrechte über ſtaatliche Betriebe einzuräumen, fo 
weit es ſich um Verkehrsorganiſationen und ihre 
Entwicklung handelt. In erſter Linie ſind die für die 
Eiſenbahner und für die Binnenſchiffahrt zu wählen⸗ 
den Beiräte von dieſen zu wählen, deren Arbeits⸗ 
leiſtung zunächſt wie bisher zu geſtalten iſt, die 
ſchließlich aber als maßgebende Faktoren des ge⸗ 
ſamten Betriebes anzuſprechen ſind. Aus den vor⸗ 
läufigen Bezirkswirtſchaftsräten in ihrer rein gut 
achtlichen Tätigkeit konſtruiert ſich der endgültige 
Wirtſchaftsrat, deſſen Rechte ſchließlich zu einer 
Selbſtverwaltung und Dezentraliſation der Wirt⸗ 
ſchaft führen. Die von den Wirtſchaftsräten ge⸗ 
wählten Beiräte werden die Träger des geſamten 
Verkehrs. Der geſamte Handel wird dagegen der 
Zuſtändigkeit der Wirtſchaftsräte entzogen werden 
müſſen, die Machtbefugnis darf private Initiative 
nicht untergraben. Eine begutachtende Tätigkeit er⸗ 
öffnet ſich ihnen nur auf dem Gebiete der Han- 
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delsgeſetzgebung und Handelsgerichtbarkeit. An ſon⸗ 
ſtigen Aufgaben hat der vorläufige RNeichswirtſchafts⸗ 
rat eine Mitbeſtimmung auf dem Gebiete der Ge— 
werbeaufſicht des Fach⸗ und Fortbildungsſchulweſens 
zugeſtanden. 

Bei der örtlichen Begrenzung der Wirtſchafts⸗ 
gebiete kann auf die allmähliche Entwicklung der 
Kompetenzen der Wirtſchaftsräte nicht Nückſicht ge⸗ 
nommen werden; es iſt nicht möglich, daß bei einer 
Erweiterung der Rechte der B. W. R. die örtliche 
Zuſtändigkeit ſich dauernd verſchieben kann. Sobald 
alſo die Wirtſchaftsräte ins Leben treten ſollen, 
muß die Bezirksfeſtſetzung endgültig erfolgen, es fragt 
ſich nur, nach welchen Geſichtspunkten dieje Ein- 
teilung Deutſchlands in Wirtſchaftsprovinzen zu er⸗ 
folgen hat. Als allgemeine Richtlinien gelten zu⸗ 
nächſt das ernährungspolitiſche Problem, da nach 
Möglichkeit jeder Bezirk als Selbſtverſorger ange- 
ſehen werden ſoll. Bei der verſchiedenen Struktur 
der einzelnen Bezirke wird das nicht überall durch⸗ 
führbar fein, da Induſtrie und Landwirtſchaft nicht 
gleichmäßig verteilt find. Als weitere Amhalts⸗ 
punkte für die Grenzfeſtſetzung dienen ferner die 
Bedeutung der einzelnen Gebiete für Export und 
Import, das Verhältnis der einzelnen Induſtrie⸗ 


gruppen zu den Nohſtofflagern, die Beziehungen. 


von Hafenplätzen zu ihrem Hinterlande und endlich 
noch die politiſche Bedeutung der einzelnen Länder. 
Es iſt dabei noch zu beachten, daß beſonders die 
Nüdfiht auf politiſche Grenzen nicht den Ausſchlag 
geben darf. Eine Einheitlichkeit bei der Begren- 
zung der Wirtſchaftsgebiete iſt alſo nicht möglich. 
Es werden in jedem Bezirk verſchiedene Momente 
den Ausſchlag geben müſſen. 

In der Halbmonatsſchrift des Norddeutſchen 
Hanſabundes Hamburg, „Freie Bahn“ Ar. 9 iſt ein 
Vorſchlag einer Einteilung Deutſchlands in Wirt⸗ 
ſchaftsbezirke nach dieſen Geſichtspunkten veröffent⸗ 
licht und in einer Karte illuſtriert worden. Die dort 
aufgeſtellten 10 Wirtſchaftsgebiete umfaſſen: 


Größe] Bevölke⸗ 

etwa kerung 

: qkm | etwa 
1. Rechtsrheiniſches Bayern mit Koburg 
(ohne Achaffenburg) -e 70000; 6100 000 
2. Württemberg, Baden und Pfalz. . 41 000) 5500 000 
3. Freiſtaat Heſſen, Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau, Maintal mit Aſchaffenburg . 25 000) 3 500 000 
4. Freiſtaat Sachſen, Provinz Sachſen, 
thüringiſche Lander und Anhalt . 52 000 8 900 000 
5. Rheinland, Birkenfeld, Weſtfalen . . 44 000.11 200 000 
6. Brandenburg, Pommern, Mecklenbg.⸗ 
Streß — 77 000 6 600 000 
7. Oberſchleſien, Niederſchleſien. .. . 37000 5 100 000 
8. Schleswig⸗Holſtein, Meckl. Schwerin, 
Lübeck, Hamburg und Hannover, Re⸗ 
gierungsbezirk Stade 32 000 3 600 000 
9. Hannover, Braunſchweig, Bremen, 
Oldenburg und Lippe⸗Detmold . . 42 000 3 900 000 
rr Be 36 000 2 200 000 


Entſprechend der örtlichen Begrenzung der neuen 
Wirtſchaftsgebiete muß auch die geſamte Organi- 
ſation und der innere Aufbau der Wirtſchaftsräte 
von Anfang an grundjäglich beſtimmt werden. Eine 
Umgruppierung in der Aufſtellung und Zuſammen⸗ 


ſetzung der einzelnen Mitglieder kann für die Tätig⸗ 
keit dieſer jungen Organiſation kataſtrophal wer⸗ 
den. Als öffentlich rechtliche Körperſchaften erhal- 
ten fie ein Selbſtſatzungsrecht, das ihnen ermög⸗ 
licht, die Zahl der einzelnen Witglieder nach eigenen 
Anſchauungen feſtzuſetzen, wenn auch geſetzlich all⸗ 
gemeine Direktiven gegeben werden, die notwendig 
ſind, um alle wirtſchaftlichen Vertretungen und In⸗ 
tereſſen ſicherzuſtellen. 

Als Organe der B. W. R. find anzuſehen: die 
Vollverſammlung, der Hauptausſchuß und die Fach⸗ 
ausſchüſſe. In der Vollverſammlung müſſen die 
Vertreter der Induſtrie und des Handels, der Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft, ſowie des Handwerks vertreten 
fein, hinzukommen noch Abgeordnete der freien Be- 
rufe und der Beamten; eine ſtändige Verbraucher⸗ 
vertretung iſt überflüſſig, da dieſe das Syſtem der 
Berufsſtände nur durchkreuzen, und außerdem ſind 
ſämtliche Mitglieder der B. W. R. als Konſumen⸗ 
ten anzuſprechen, fo daß es möglich ift, eine Ber- 
brauchervertretung von Fall zu Fall zu konſtruieren. 
Die Hauptarbeit bleibt dem Hauptausſchuß, die Spe⸗ 
zialität den Fachausſchüſſen. Die Bezirkswirtſchafts⸗ 
räte müſſen Gelegenheit haben, mit den Organen 
der Nachbargebiete gemeinſame Fragen zu löſen, wo⸗ 
durch eine Entlaſtung des Reichswirtſchaftsrates er- 
reicht wird, der nur angerufen zu werden braucht. 
falls eine Einigung zwiſchen den Kontrahenten nicht 
zuſtande gekommen iſt. 

Der vorläufige Reichswirtſchaftsrat hat im ver⸗ 
gangenen Jahre 3 Vorſchläge über die Organiſation 
und Zuſammenſetzung der Bezirkswirtſchaftsräte und 
des Reichswirtſchaftsrats veröffentlicht, die zwar von 
maßgebenden Stellen als unannehmbar bezeichnet 
werden, für die heutige Beurteilung dieſer Frage. 
aber eine gewiſſe Bedeutung beſitzen. Es wird daran 
feſtgehalten, daß als Wahlkörper für die Unter⸗ 
nehmervertreter die verſchiedenen Unternehmerkam⸗ 
mern zu gelten haben. Der Bezirks wirtſchaftsrat 
iſt nur als paritätiſch zuſammengeſetzter Ausſchuß 
denkbar, was auch heute noch von Unternehmerver⸗ 
tretungen anerkannt wird. Die Vertreter der Mir- 
beitnehmer ſollen nach dem geſamten Entwurf aus 
„Arbeiterkammern gewählt werden, die entweder mit 
den Anternehmerkammern zuſammengelegt oder ne 
ben dieſen beſtehen ſollen. Für die Arbeitnehmer⸗ 
vertreter der Landwirtſchaft und des Handwerks kann 
das bisher in Geltung geweſene Landwirtſchafts⸗ 
kammer⸗ bzw. Handelskammergeſetz nicht mehr in 
Geltung bleiben, da in dieſen der Grundſatz der 
Parität nicht aufrecht erhalten wird. Die Unter- 
nehmerkammern als Wahlkörper der Arbeitgeber⸗ 
vertreter anzuſehen, ſerſcheint recht bedenklich, da 
erſtens der örtliche Machtbereich dieſer im Ver⸗ 
hältnis zu den Wirtſchaftsgebiet viel zu gering iſt, 
— es entfallen etwa auf 13 Handelskammerbezirke 
1 Wirtſchaftsbezirk, die auch bei einer Zuſammen⸗ 
legung in keine Falle ſich mit den neuen Wirt⸗ 
ſchaftsgrenzen decken werden, — außerdem find die 
Anternehmerkammern nach ganz anderen Prinzipien 
aufgebaut, als daß ſie als geeignete Grundlage 
für die Nominierung der neuen Wirtſchafts⸗ 
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vertreter anzuſprechen wären, fo daß, wenn wirk⸗ 
lich die Unternehmerkammern als Baſis für die 
Bezirkswirtſchaftsräte aufgeſtellt werden ſollten, dieſe 
einer grundlegenden Reformierung bedürfen. Als 
Lokalorganiſationen für die Unternehmer können da⸗ 
gegen die verſchiedenen Unternehmer⸗ und Arbeit⸗ 
geberverbände angeſehen werden, ihre örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit kann den neuen Wirtſchaftsgrenzen mit 
Leichtigkeit angepaßt werden. In dieſem Falle 
erübrigt fih auch der Aufbau der Arbeiterkammern; 
ihre Vertreter werden von den verſchiedenen Gewerk 
ſchaften geſtellt werden können, die den Arbeit- 
geb erverbänden vollauf entſprechen. Der Reihs- 
wirtſchaftsrat gruppiert ſich dann aus den Vertretern 
der verſchiedenen Bezirkswirtſchafträte, zu denen noch 
die Vertreter der Spitzenverbände der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer hinzutreten. 


Die Wirtſchaftsräte als begutachtende Inſtanzen 
ſind von den einzelnen wirtſchaftlichen Gruppen. 
zu finanzieren; das Reich und die Länder müſſen 
Unkoſten, die ihnen durch Aufträge entſtehen, erſetzen. 
Als Selbſtverwaltungskörper ſind dagegen die Wirt⸗ 
ſchaftsräte in weiteſtgehendem Maße von ſtaatlicher 
Subventionierung abhängig; nicht nur die Erträg⸗ 
niſſe aus den von ihnen geleiteten und verwalteten 
Wirtſchaftsbetrieben, ſondern auch ein gewiſſer An⸗ 
teil der Neichseinnahmen durch Steuererträgniſſe 
müſſen ihnen überlaſſen bleiben. Für die Kontrolle 
der Einnahmen und Ausgaben iſt ein Aufſichtsrat 
zu bilden, in dem Vertreter des Reichswirtſchafts⸗ 
rates, des Reichstages ſowie des Neichsrates ver- 
treten ſind. Dieſer Ausſchuß iſt für das Budget der 
einzelnen Bezirke verantwortlich und hat gegenüber 
dem Parlament Rechnung abzulegen. 


Revue der Preſſe. 
A 


Die zunehmende Geldentwertung, insbeſondere die 
Vorgänge in der letzten Zeit, die die Verſchlechterung 
der Mark mit den Reparationszahlungen, d. h. der Un- 
möglichkeit, einen großen Teil der Reparation anders 
als durch Notenausgabe zu bezahlen, aufs engſte ver⸗ 
bunden zeigten, hätten auch dem geldtheoretiſchen Laien 
Verſtändnis dafür beibringen können, daß die Beendigung 
der Geldentwertung nur in engſtem Zuſammenhang mit 
der Sanierung der Reichsfinanzen und einer Steigerung 
der Produktivität der Wirtſchaft erwartet werden 
könne. Herr Prof. Dr. Freiherr von Schrötter 
macht jedoch unter vollſtändiger Negierung dieſer 
Zuſammenhänge in der „Weltwirtſchafts-Zeitung“ 
den Vorſchlag, den durch die Geldent wertung 
beſonders ſchwer betroffenen Schichten 
durch die 

Einführung einer Reichsſilberwährung 

zu helfen. Am Schluß ſeiner Ausführungen ſagt er 
allerdings, daß der Zeitpunkt dieſer Einführung erſt dann 
gekommen ſein werde, wenn wir ſicher ſind, genügend 
Silber zu bekommen, d. h. wenn unſere Zahlungsbilanz 
fo günſtig geworden iſt, daß der Münze viel Silber an- 
geboten wird. Auf welchem Wege man zu dieſem — 
wie auch wir zugeben — Idealzuſtand der Gegenwart 
gegenüber gelangen ſoll, ſagt er allerdings nicht. — 
Vor den 

Folgen einer fortgeſetzten Deflationspolitik, 
wie ſie insbeſondere in den Ländern mit Goldwährung 
beträchtliche Fortſchritte macht, warnt Profeſſor Dr. 
Guſtav Caſſel in dem Vierteljahrsbericht der 
»Skandinaviſka Kreditaktiebolaget“. 
Prof. Caſſel fordert zunächſt von den Vereinigten 
Staaten, daß fie an der Stabiliſierung des Gold- 
preiſes arbeiten. Beſonders bedenklich ſei die Feſt⸗ 
legung von internationalen Verpflichtungen in Gold, 
denn der Wert des Goldes kann, wie das letzte Jahr 
gezeigt hat, nach Gutdünken geſteigert werden, und 
damit können auch Zahlungsverpflichtungen in Gold 


als reale Bürde nach Gutdünken hinaufgetrieben 
werden. Die Beſtimmung von hohen internationalen 
Zahlungsverpflichtungen in Gold muß auch an und für 
ſich eine Einwirkung auf den Goldwert haben, welcher 
ſchwer zu berechnen ift. Mit Recht macht Caſſel dar- 
auf aufmerkſam, daß die Zeiten, in denen das Gold 
relativ wertbeſtändig war, dahin ſind. Ebenſo wie eine 
Papiergeldinflation in den valutaſchwachen, beſteht eine 
Goldinflation in den valutaſtarken Ländern. Die Stabili⸗ 
tät des Goldwertes beruhte im weſentlichen darauf, 
daß eine Anzahl Länder den an und für ſich veränder⸗ 
lichen Goldpreis als Weltſtandard feſtgeſetzt hatten. 
Nur ein Zuſammenarbeiten der ganzen Welt mit dem 
Ziel, die Stabilität auf dem Goldmarkt wiederherzu⸗ 
ſtellen, kann anſtatt zu einer Verſchärfung, zu einer 
Entwirrung der internationalen Finanzſchwierigkeiten 
führen. — Im Anſchluß an das in Wiesbaden ge- 
troffene Abkommen über die Sachlieferungen an Frank 
reich ſtellt Guſtav Brecht in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ (14. Oktober) Berechnungen über eine 
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auf. Die Rechenaufgabe, die er ſich ſtellt, lautet: Wie 
groß muß die Ausfuhr mindeſtens fein, damit wir 
unſere Reparationsverpflichtungen und unſere ſonſtigen 
Zahlungsverpflichtungen an das Ausland erfüllen können, 
ohne daß ein Subſtanzverluſt im Volksvermögen ein 
tritt? Er kommt zu dem Ergebnis, daß die Ausfuhr 
doppelt ſo groß ſein muß als unſere geſamten feſt⸗ 
ſtehenden Zahlungsverpflichtungen an das Ausland, und 
zwar mindeſtens Doppelt fo groß, weil die Voraus- 
ſetzungen für die Berechnung teilweiſe eher zu günſtig 
für uns angenommen wurden. Wenn man annimmt, 
— um zu abſoluten Zahlen zu gelangen — daß die 
neben der Reparation herlaufenden Zahlungsverpflich⸗ 
tungen an das Ausland und die lebensnotwendige 
Mindsſteinfuhr etwa 4 Milliarden Goldmark jährlich 
betragen, was ſicherlich nicht ausreicht, fo find jährlich 
aufzubringen, wenn nur Geldzahlungen zu leiſten 


jind: 12 Milliarden Goldmark. Wenn von den feften 
Annuitäten 25% durch Sachlieferungen geleiſtet 
werden: eine halbe Milliarde durch Sachlieferungen 
und 11 Milliarden durch die ſonſtige Ausfuhr, d. h. zu- 
fammen 11½ Milliarden. Wenn 50% der feſten An- 
nuitäten durch Sachleiſtungen aufgebracht werden, ent⸗ 
fallen eine Milliarde Goldmark auf Sachlieferungen und 
„10 Milliarden auf die ſonſtige Ausfuhr, d. h. daß im 
ganzen nur 11 Milliarden aufgebracht zu werden brauchen. 
Es ergibt ſich alſo, daß wir für jede Million Goldmark, 
um die wir unſere Einfuhr unnötig ſteigern, 2 Millionen 
Goldmark mehr Waren erzeugen und ausführen müſſen, 
daß wir aber auf der anderen Seite für jede Million 
Goldmark, die wir der Entente in Sachlieferungen leiſten, 
unſere Ausfuhr um 2 Millionen Goldmark vermindern 
können, ohne daß ſich unſere Bilanz verſchlechtert. — 
Eine Reihe von Gruppen des Einzelhandels, darunter 
vor allem auch die Warenhäuſer, haben ein 
Abwehrkartell im deutſchen Einzelhandel 
gegründet, das insbeſondere den Auswüchſen des Kartell- 
und Konventionsweſens auf ſeiten der Fabrikanten 
und des Großhandels entgegentreten fol. Das Abwehr- 
kartell beabſichtigt im weſentlichen gegen zwei Gruppen 
von Konventionsbedingungen Front zu machen Die erſte 
Gruppe ſind die Verkaufsbedingungen, durch die ſich 
der verkaufende Fabrikant oder Groſſiſt einſeitig die 
Feſtſetzung wichtiger Vertragsbeſtimmungen vorbehält, 
d. h. insbeſondere der Konjunkturklauſel. Bei der zweiten 
Gruppe handelt es ſich um diejenigen Bedingungen, die 
auf Kartellverträgen zwiſchen Fabrikant und Groſſiſten 
beruhen. Durch dieſe Bedingungen, die den Fabrikanten 
vorſchreiben, bei direkter Lieferung an Einzelhändler 
unbeſchadet der Größe des Auftrages erhebliche Aufſchläge 
auf die den Groſſiſten geſtellten Preiſe zu berechnen, fühlen 
ſich insbeſondere diejenigen Einzelhändler benachteiligt, 
die Großabnehmer ſind und die ſich dieſe Monopoliſierung 
des Großhandels nicht gefallen laſſen wollen. Die 
„Frankfurter Zeitung“ (11. und 15. Oktober), 
ſtellt im Anſchluß an dieſe Beſtrebungen feſt, daß der 
Kampf gegen die rückſichtsloſe Ausnutzung der Macht 
von Produzentenverbänden bei der Feſtſetzung von 
Lieferungsbedingungen durch das eigenartige Verhält⸗ 
nis, das ſich auf vielen Gebieten zwiſchen Großhandel 
und Fabrikanten entwickelt hat, außerordentlich er- 
ſchwert wird. Das Natürlichſte wäre es, daß der 
Großhandel, der in erſter Linie Abnehmer der 
Fabrikanten iſt, auch in vorderſter Front gegen harte 
Lieferungsbedingungen ankämpfen würde. Es zeigte ſich 
jedoch eine ſtarke Solidarität zwiſchen Produzenten und 
Großhandel in der Heraufſetzung der Preiſe, teils weil 
die Großhandelsftirmen unmittelbar zu gewiſſen Pro- 
duktionskonzernen gehören, teils weil ihnen hohe Preiſe 
ſo lange nützlich erſchienen, wie der Weiterverkauf mit 
einem beſtimmten prozentualen Gewinnzuſchlag geſichert 
war. Gegenüber einer Zuſchrift von einer Frankfurter 
Großhandelsfirma der Textilbranche, die insbeſondere 
auf die Notwendigkeit von Konjunkturvorbehalten für 
den Groſſiſten hinweiſt, betont die Frankfurter Zeitung 
noch einmal, daß ſie durchaus keine allgemeine Stellung 
gegen die Organiſation von Fabrikanten und Großiſten 
in Kartellen und Konventionen einnehmen wolle, daß 
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fie die zahlreichen volkswirtſchaſtüchen Vorteile deutſcher 
Organiſationen ſchätze, daß aber auf der anderen Seite 
ein Kampf des Einzelhandels, der in dieſem Falle die 
Verbraucherintereſſen vertrete, gegen den Mißbrauch 
von Konventionsmacht begrüßt werden müſſe. — In 
der „Rheiniſch-Weſtfäliſchen Zeitung“ 
(19. Oktober) beſchäftigt ſich Syndikus Dr. Prieſe 
mit der Frage der 
Kursberechnung fälliger Valutaſchulden. 

Zwei grundſätzliche Anterſchiede find bei der Behand- 
lung von Valutaſchulden und Forderungen zu machen, 
danach ob es ſich um vor oder nach Kriegsbeginn fällige 
Verpflichtungen handelt. In § 244 BGB. ift beſtimmt, 
daß jede in ausländiſcher Währung fällige Schuld, 
wenn der Zahlungsort in Deutſchland liegt, in Reichs 
währung beglichen werden kann, falls die 
Zahlung in ausländiſcher Währung nicht aug- 
drückliſche ausbedungen ift. Die Umrechnung ſollte 
alsdann nach dem Kurſe erfolgen, der zur Zeit der 
Zahlung zu dem Zahlungsort maßgebend iſt. In den 
erſten Prozeſſen über Valutaforderungen, die infolge 
der Kriegsverhältniſſe teils jahrelang fällig waren, ſahen 
die deutſchen Gerichte als Tag der Zahlung den Tag 
Fälligkeit an, ſo daß die Amrechnung nach dem Kurs 
des Fälligkeitstages erfolgte. Dieſe Eutſcheidung er- 
möglichte es den Schuldnern, denen das Wahlrecht, in 
welcher Währung ſie zahlen wollten, zuſtand, das Riſiko 
der Valutaſchwankungen auf den Gläubiger abzuwälzen. 
Dieſe Mängel wurden indes von der deutſchen Redt- 
ſprechung bald abgeſtellt. Da in der Abſicht des 8 244 
nicht eine Schmälerung der materiellen Anſprüche des 
Gläubigers, ſondern nur eine Gleichſtellung der 
deutſchen mit der ausländiſchen Wäh⸗ 
rung, natürlich unter Zugrundelegung des Tages- 
kurſes gelegen war, ging man dazu über, ſtatt des 
Fälligkeitstages den Tag der tatſächlichen Zahlung der 
Kursberechnung zugrunde zu legen. — In der Frage der 


Privatiſierung der Reichseifenbahnen 


nimmt Otto Schuldt, der erſte Vorſitzende der 
Reichsgewerkſchaft deutſcher Eiſenbahnbeamten und An⸗ 
wärter (Die Reichsgewerkſchaft“ 16. Oktober) 
ſehr ſcharf gegen die Vorſchläge des ehemaligen Chefs 
der preußiſchen Staatseiſenbahnen, von Breitenbach 
Stellung. Er erklärt als die wahren Arſachen des 
Eiſenbahndefizits die ſchon in Friedenszeiten unzuläng⸗ 
lichen Tarife, die während der ganzen Kriegsdauer trotz 
der Erhöhung der Selbſtkoſten keine Steigerung erfuhren. 
Nur ganz langſam und zögernd ſetzte die Nachkriegs⸗ 
verwaltung mit Erhöhungen ein und auch jetzt haben bei 
einer Markentwertung von 1:16 die Tarife noch nicht 
das Doppelte der Friedenshöhe erreicht. 
Auf diefe Weiſe zahlt jeder Deutfche, auch wenn er die 
Eiſenbahnen nicht benutzt, auf dem Amwege über die 
Steuern oder die Geldentwertung Fahrgeld. Schuldt 
fordert deshalb, daß die Eiſenbahn ihre Tarife ſo erhöht, 
daß die Ausgaben mit den Einnahmen gedeckt werden, und 
das umſomehr, als die Eiſenbahn im Privatbetrieb felbft- 
verſtändlich auch nur fo handeln, oder den Betrieb ein- 
ſchränken müßte. Die Neichseiſenbahnen find ein ſtarkes 
Bindemittel für die Reichseinheit. Ihre Überführung 


in Privatwirtſchaft könnte den Beſtand des Reiches 
gefährden. Ferner ſcheine man an die 400 000 Beamten 
vergeſſen zu haben, die ſich wohl nicht ohne weiteres 
in den Privatbeſitz hinüber führen laſſen würden. Schuldt 
kommt deshalb zu dem Schluß, daß ein Privat 
betrieb der Eiſenbahnen mit dDenfelben 
Schwierigkeiten zu rechnen haben würde, und 
daß ſie eben ſo wenig überwunden werden könnten, 
wenn man bei der Betriebsführung mehr als ſeine 
Sonderintereſſen im Auge behielte. 


Umschau. 


Der Kampf um die 
deutsche Außenhan- 
delspolitik ist wieder in ein neues Stadium getreten. 
Die Bedingungen für Deutschlands Ausfuhr sind 
trotz Sanktionen, trotz der 26% igen Ausfuhrabgabe 
und trotz aller sonstigen Schwierigkeiten, wie sie sich 
insbesondere in den Antidumpinggesetzen darstellen, 
durch die katastrophale Entwertung der Reichsmark 
so über jedes Maß hinaus günstig geworden - natür- 
lich nur, wenn man in Papiermark rechnet — daß 
sich die Stellung der in Frage kommenden Industrie- 
und Handelskreise zu einer Sonderbesteuerung der 
Ausfuhrgewinne schon aus Anstandsgründen ändern 
mußte. Die Erfahrungen, die man in Deutschland 
mit einer Sonderbesteuerung der Ausfuhr gemacht 
hat, sind denkbar schlecht. Die soziale Ausfuhr- 
abgabe, entstanden in einer Zeit des deutschen Aus- 
verkaufes, wie wir ihn selbst heute noch nicht wieder 
erleben, ist infolge zahlreicher Widerstände schließ- 
lich erst in dem Moment in Kraft getreten, als der 
Höhepunkt dieser Bewegung längst überwunden, da- 
für aber der Wettbewerb auf dem Weltmarkte in- 
folge der ersten Anzeichen der Weltwirtschaftskrise 
außerordentlich viel schärfer geworden war. Monate- 
lang hallte die gesamte Presse von Klagen wider, in 
denen die schädlichen Wirkungen dieser Abgabe auf 
Deutschlands Außenhandel auseinandergesetzt wurden. 
Als man sich schließlich nicht länger der Forderung 
nach einer Abänderung des noch dazu in ihren Einzel- 
heiten teilweise geradezu wirtschaftsfeindlich ge- 
stalteten Abgabentarifes entgegenstellen zu können 
glaubte, kam der zweite große Mißgriff, den die Ge- 
schicht der Ausfuhrabgaben zu verzeichnen hat: in 
demMoment des Einsetzens einer neuen günstigenAus- 
{uhrkonjunktur, hervorgerufen durch die Verschlech- 
terung der Reichsmark gegen Ende des vorigen 
Jahres, wurden die Sätze der Ausfuhrabgaben, die 
in diesem Zeitpunkt wahrscheinlich wieder tragbar 
gewesen wären, radikal herabgesetzt. Seit dieser Zeit 
sind diese niedrigen Sätze in Kraft gewesen, obwohl 
man doch eigentlich schon wieder seit dem Früh- 
sommer dieses Jahres mit einer andauernden Ver- 
schlechterung des Markkurses und damit zusammen- 
hängend einer sich in gleichem Maße verbessernden 
Ausfuhrkonjunktur zu rechnen hatte. Immerhin 
muß zugestanden werden, daß gewisse Hindernisse 
einer zeitigen Neuregelung im, Wege standen., Durch 
die wirtschaftlichen Sanktionen an der Westgrenze, 
deren Folgen noch immer nicht überwunden sind, 
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wurde die deutsche Außenhandelskontrolle in ihrer 
Wirksamkeit außerordentlich beeinträchtigt. 
Es traten ferner in einer Anzahl aus- 
ländischer Staaten, insbesondere in England, im Zu- 
sammenhang mit den Sanktionen und nachher trotz 
der Annahme des Ultimatums fortdauernd, die Ein- 
fuhrabgaben in Kraft, die den deutschen Außen- 
handel nach diesen Gebieten zum mindesten in der 
ersten Zeit — weil nämlich damals der Stand der 
Reichsmark ein relativ günstiger war — auf das 
äußerste einschränkten. Wenn man sich heute dazu 
entschlossen hat, wieder höhere Ausfuhrabgaben zu 
erheben, so ist das selbstverständlich sehr zu be- 
grüßen, auf der anderen Seite aber nur als Provi- 
sorium zu betrachten. Es wird sehr bald notwendig 
werden, die ganze Frage der Besteuerung des Außen- 
handels im Rahmen unserer Reparationsverpflich- 
tungen einer genauen Prüfung zu unterziehen. Es wird 
bier aus dem Gewirr der zahlreichen Belastungen, 
die von verschiedenen Steuern ausgehen, entweder 
eine Einheit geschaffen oder wenigstens ein Aus- 
gleich in irgendeiner Form hergestellt werden müssen. 
Mit Recht machte Dr. Heichen im „Berliner Tage- 
blatt“ darauf aufmerksam, daß ja auch die vor- 
geschlagene, wenn auch — vielleicht und hoffentlich 
— noch nicht in dieser Form endgültig festgelegte 
Verdoppelung der Umsatzsteuer auf drei und mehr 
Prozent ebenfalls eine außerordentliche Belastung 
des Außenhandels darstellt. Außerdem geht es nicht 
an, gerade diejenigen Exporteure, die 2. B. England 
bearbeiten, die im Zusammenhang mit der Reparation 
stehende Einfuhrabgabe tragen zu lassen, — dla 
natürlich auf die Dauer mit einer einfachen Rück- 
erstattung der einbehaltenen Beträge durch die 
deutsche Regierung nicht wird gerechnet werden 
können. Es verdient jedenfalls festgestellt zu 
werden, daß gewisse Fehler, die den ersten Tarifen 
anhafteten, diesmal vermieden worden sind. Ins- 
besondere hat man diesmal eine den Zielen der 
deutschen Produktionspolitik, möglichst weit ver- 
arbeitete Güter zum Export zu bringen, sich an- 
passende Staffelung der Sätze beschlossen, indem 
die Erhöhung bei Fertigfabrikaten sechs, bei Halb- 
fabrikaten sieben und bei Rohstoffen acht Prozent 
betragen soll. Was dagegen auch die neuen Sätze 
und Bestimmungen als Provisorium kennzeichnet, ist 
die im „Plutus“ schon wiederholt kritisierte schema- 
tische Festlegung auf von vornherein endgültig be- 
stimmte Sätze, anstatt daß man eine den Valuta- 
schwankungen sich leicht anpassende gleitende Skala. 
geschaffen hätte. In den Beratungen des Reichs- 
wirtschaftsrats, in denen die Erhöhung der Ausfuhr- 
abgaben von allen Seiten gutgeheißen wurde, machten 
die Vertreter der Industrie mit Recht auf diesen 
Mangel aufmerksam. Es wurde vorgeschlagen, daß 
die Außenhandelsausschüsse das Recht 
sollen, Vorschläge für eine Staffelung der Ausfuhr- 
abgabe zu machen, die auf die Belastungsfähigkeit 
der Waren in den einzelnen Gruppen Rücksicht 


erhalten 


nehmen, mindestens aber die von der Regierung vor- 


geschlagene Gesamtsumme erreichen solle. Diese 


Staffelung soll dann so schnell wie möglich von der 
Regierung in Kraft gesetzt werden. Es ist zu wün- 
schen, daß die Regierung und der Reichstag diesem 
Vorschlage ihre Zustimmung nicht versagen. Un- 
abhängig davon bleibt aber festzuhalten, daß die 
Frage der Sonderbesteuerung des Exports in den 
bevorstehenden Auseinandersetzungen über die Auf- 
bringung der Reparationssteuern eine ganz besondere 
Beachtung wird finden müssen. Eine grundsätzliche 
Frage muß jedoch schon vorher in aller Deutlichkeit 
besprochen werden. Sowohl die jetzige Ausfuhr- 
abgabe wie) die spätere Besteuerung des Exports 
sind von der Industrie aus den erzielten Valuta- 
gewinnen zu tragen. Wir halten es für selbst- 
verständlich —- wenn auch die Verstöße gegen dieses 
Prinzip in der letzten Zeit wieder gerade besonders 
zahlreich waren — daß der deutsche Exporteur sich 
möglichst bestrebt, mit seiner Ausfuhr kein Dumping 
zu treiben, weniger vielleicht aus Rücksicht auf das 
Ausland, dessen wirtschaftsfeindliche Politik uns ja 
erst die Voraussetzung für ein Valutadumping ge- 
schaffen hat, als aus Rücksicht auf die deutsche 
Volkswirtschaft, der wir durch eine Verschleuderung 
deutscher Arbeit und deutscher Güter nicht noch 
mehr Blut entziehen dürfen. Geht man von dieser 
Voraussetzung aus, so liegt nicht die geringste Ver- 
anlassung vor, wie wir es aus früheren Beispielen 
kennen, dem ausländischen Käufer erst einen Preis 
zu machen und dann nachher zu sagen: und hierzu 
kommt noch die in Deutschland erhobene Ausfuhr- 
abgabe mit so und soviel Prozent hinzu. Die Aus- 
fuhrabgabe ist eine durchaus innerdeutsche An- 
gelegenheit, wenigstens soweit sie noch nicht aus- 
drücklich und direkt zu Reparationszwecken bestimmt 
ist, die zwischen dem Exporteur und der 
deutschen Regierung abzumachen ist. Die 
Gewinne, die beim Export erzielt werden können, 
wenn man nicht schleudert, sind wirklich groß genug, 
um diese Abgaben selbst tragen zu können. Wenn 
sich Industriekreise schon jetzt nach dem Bekannt- 
werden der Erhöhungspläne an die Öffentlichkeit 
wenden, um die Stimmung für eine Abwälzung an das 
Ausland vorzubereiten, so kann das nicht scharf 
genug verurteilt werden, — allerdings unter der 
selbstverständlichen Einschränkung, daß auch wir es 
begrüßen würden, wenn die neu erhöhten Ausfuhr- 
abgaben bisher hier und da getriebener Verschleude- 
rung ein Ende bereiten. 


h Die Mansfeldsche 
fn. Mansfeld Syndikat. Kupferschiefer bau- 
ende Gewerkschaft in Eisleben ist unter 

„Allerhöchster Genehmigung“ im Jahre 1851 durch die 
Zusammenfassung von fünf seit dem 17. Jahrhundert 
in Sachsen Kupfer und Silber gewinnenden Gewerk- 
schaften gebildet worden. Ihr Kapital ist in 69120 
Kuxe eingeteilt. Neben der Kupfergewinnung, in 
der die Mansfelder Gewerkschaft den ersten Platz 
in Deutschland einnimmt, betreibt sie die Kupfer- 
verhüttung, den Silberbergbau und die Verhüttung, 
die Gewinnung von Nebenprodukten, Braunkohlen- 
und Steinkohlenbergbau, Kokerei, Kalibergbau, 
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Kupfer- und Messingwalzwerke, Maschinenwerk- 
stätten und eine Silberwarenfabrik. Sie ist also ein 
großes gemischtes Werk der Montanindustrie. 
Neben dem Kapitalkonto von rund 43 Mill. M. 
verzeichnete die Bilanz von 190 einen Um- 
lauf an Obligationen von rund 29 Mill. M. und ` 
annähernd 165 Mill. M. nicht näher spezifizierte 
Verpflichtungen. Anfang 1921 wurden die Kali- 
betriebe der Mansfelder Gewerkschaft ausgesondert 
und als besondere Aktiengesellschaft mit 25 Mill. M. 
Kapital, das fast ganz im Besitz der Gewerkschaft 
blieb, gegründet. Ferner wurde eine Vertriebs- 
gesellschaft, die Mansfeldsche Metallhandel A.-G. 
in Berlin, mit 5 Mill. M. Aktienkapital in enger Ver- 
bindung mit der während und nach dem Kriege außer- 
ordentlich erstarkten MetallfirmaN. Levy &Co.in Berlin 
gegründet. Schon diese Vorgänge deuteten darauf hin, 
daß bei Mansfeld das Bedürfnis zu finanzieller Neu- 
konstruktion bestand. Modernisierung der Anlagen, 
die in mancher Beziehung den Anforderungen 
rationeller Betriebsführung nicht entsprechen sollen, 
erforderte neuen Kapitalzufluß. Der Obligationen- 
markt ist wenig aufnahmefähig. Eigenkapital kann 
aber eine Gewerkschaft nur durch Zubußen herein- 
holen, ein schwerer Weg bei einer so großen und 
verstreuten Kuxenzahl, besonders dann, wenn 
erheblicher Besitz sich in finanziell nicht gerade 
günstig situierten Händen (Stadt und Universität 
Leipzig) befindet. Die Gewerkschaftsform wird zur 
Fessel. Seit dem März bereits machte sich eine Be- 
wegung in den Kuxen der Gewerkschaft geltend. Sie 
werden systematisch gekauft, man hörte von Um- 
wandlungsplänen der Gewerkschaft in eine Aktien 
gesellschaft, man nannte die A.E.G. als Interessent. 
Damals bezahlte man etwa 5000 M. für den Kux, ein 
Preis, der bei einer Ausbeute von 100 M. für 1920 
und bei den starken Arbeiterunruhen, mit denen 
gerade die Mansfeldsche Gewerkschaft in den letzten 
Jahren immer wieder zu kämpfen hatte, nicht sehr 
niedrig schien. Bis zum August hielt sich die Steige- 
rung in engen Grenzen. Anfang September zahlte 
man 6000 M., Ende September 10 000 M., Mitte Okto- 
ber 15000 M. Der Umschichtungsprozeß war nicht 
mehr zweifelhaft. Durch Ankäufe, die sich wohl auf 
Jahre zurückerstrecken, ist eine neue feste Mehrheits- 
gruppe gebildet worden. Die Schleier lüfteten sich, 
die Berliner Bankfirma Hugo J. Herzfeld stand 
an der Spitze der Gruppe. Am 18. Oktober wurde 
in Berlin die Mansfeld Syndikat A.-G. mit nur 
880 000 M. Aktienkapital als Bargründung errichtet, 
mit dem Programm einer Kapitalerhöhung auf mehrere 
Hundert Mill. M. zum Zwecke des Umtausches der 
Mansfeldschen Kuxe in Aktien und der Zuführung 
neuer Mittel in die Mansfeldschen Unternehmungen. 
Gründer sind neben Hugo J. Herzfeld und den Banken 
von Mansfeld, der Allgemeinen Deutschen Credit- 
Anstalt und der Dresdner Bank die Disconto Gesell- 
schaft, Delbrück, Schickler & Co., Hardy & Co. G. m. 
b. H., dann vor allen Dingen aber auch die A. E. G., 
die Metallbank- und Metallhandelsgesellschaft und 


N. Levy & Co. Die Verbindung A.E.G.-Mans- 
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feld dürfte für die industrielle Neugestaltung der 
wichtigste Faktor werden. Die A. E. G. wird nicht 
nur als Kupferverbraucher, sondern vielleicht auch 
als Anreger der elektrolytischen Kupferherstellung 
unmittelbare Interessenverknüpfungen zu den Mans- 
felder Unternehmungen haben. Die Modernisierung 
der Rechtsform, der Uebergang von der steifen 
Gewerkschaft zur beweglichen Aktienform kann 
hier den Weg zu einem Ausbau produktiver Kräfte 
bahnen, der nicht nur im Interesse der Unternehmung, 
sondern auch der Volkswirtschaft liegt. Grund 
genug, dem Vorgang Beachtung zu schenken. 
Aber neben dem Ergebnis interessiert auch der 
Weg. Der Bankier Hugo J. Herzfeld ist ein Spezialist 
im Erwerb von Aktienmajoritäten in der Nachkriegs- 
zeit geworden. Beim Bochumer Verein fing es an. 
Man sagte damals, daß Herzfeld zunächst spekulativ 
die Aktienmehrheit aufgekauft habe, um sie dann 
mit gutem Nutzen loszuschlagen und daß so das 
Werk ohne ursprüngliche Absicht in den Stinnes- 
hafen der Rhein-Elbe-Union eingelaufen sei. Das 
gleiche galt von der Gebrüder Böhler A.-G. Ob 
wirklich Stinnes nur die Gelegenheit ergriff, oder ob 
er sie schaffen half, wurde nie ganz geklärt. Später 
erwarb Herzfeld eine Mehrheit der Argo-Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft, die er wohl noch besitzt und er 
wurde auch einmal, ob mit Recht oder mit Unrecht 
blieb im Dunkel zur Zeit der Differenzen zwischen 
Otto Wolff und Orenstein, als der Aufkäufer eines 
erheblichen Postens von Orenstein-u.-Koppel-Aktien 
genannt, der aber jedenfalls praktische Bedeutung 
nicht gewonnen hat. Wenn der Bankier Hugo 
J. Herzfeld aus eigener Initiative die Mansfeld- 
Mehrheit zusammengebracht hat, um so den Weg 
zu ebnen für die Modernisierung von Rechtsform 
und Betrieb, so hätten wir im vorliegenden Falle 
ein Beispiel für die Möglichkeit wirklich produktiver 
Antriebe der Wirtschaft von der Finanzseite her. Es 
könnte aber auch sein, daß der Antrieb, die Idee von 
anderer Seite, von der Industrie ausgegangen ist 
und daß der Bankier Hugo J. Herzfeld dann die 
Funktion des vielgewandten Aufkäufers von Majori- 
täten in fremdem Auftrage erfüllt hätte Auch dann 
wäre ihm in der Durchführung des Gesamtplanes 
eine wichtige Rolle zugefallen. Für die Geschichte 
von Mansfeld, für die ein neuer Abschnitt jetzt be- 
ginnt, darüber hinaus aber für die Erkenntnis der 
Wechselbeziehungen zwischen Industrie- und Finanz- 
geschäft ir der jüngsten Periode der deutschen 
Wirtschaftsentwicklung wäre ein Erfolg der recherche 
de la paternité der Idee des Mansfeld-Syndikates 
sehr interessant. 


Herz Rudolf 
Weilbier, 
Berlin, schreibt: Zahlreiche große Versicherungs- 
gesellschaften pflegen die Kautionsversicherung. Ein 
nicht unwesentlicher Teil davon entfiel, besonders 
bei süddeutschen Gesellschaften, auf die Versicherung 
der Kautionen für gestundete Holzkaufgelder. 
Bisher hatten alle Holzkäufer in den preußischen 
Staatsforsten die Möglichkeit, gegen Kaution die 


Sterbender Versicherungszweig. 


Stundung bis zum 3. März des dem Forstwirtschafts- 
jahre folgenden Kalenderjahres in Anspruch zu 
nehmen. Diese Stundung erfolgte zinslos, und den 
Versicherungsgesellschaften waren für die Kautions- 
stellung Zinsen und Prämien zu zahlen. Diese leichte 
Beschaffungsmöglichkeit von Geld und Kredit hatte 
die unerwünschte Folge, daß besonders in Zeiten 
hochgehender Konjunktur viele Kredite in Anspruch 
genommen wurden. Die Kreditnehmer wurden da- 
durch in den Stand gesetzt, erheblich mehr Holz zu 
ersteigern, als ihren allgemein verfügbaren Mitteln 
entsprach. Dabei hatten sie die Hoffnung, daß sie 
in Zeiten guten Geschäftsganges dabei auf ihre 
Rechnung kommen würden. Der Preisauftrieb im 
ersten Jahresdrittel 1920 zeigte dann auch ein all- 
gemeines Wettrennen nach Holz. Die Preise in den 
Versteigerungsterminen stiegen von Woche zu Woche. 
Der sehr bald einsetzende, energische Preisabbau 
brachte naturgemäß große Verluste, in die auch die 
Kautionsversicherung hineingezogen wurde. Augen- 
blicklich liegen die Verhältnisse ähnlich. Nach einem 
geschäftsstillen Sommer am Holzmarkt setzt eine 
erneute Preissteigerung ein und die demnächst be- 
ginnenden Versteigerungen in den Staatsforsten 
lassen befürchten, daß trotz der schlechten Er- 
fahrungen, die die Holzkäufer mit den hohen Rund- 
holzpreisen gemacht haben, die Überbietungen eine 
unerwünschte Höhe erreichen werden. Einen Riegel 
für erneute uferlose Preissteigerungen des Holzes im 
Walde bilden die soeben herausgegebenen neuen 
Holzverkaufsbedingungen der preußischen Regierung. 
Als wichtigste Neuerung fällt die zinsfreie Stun- 
dung fort. Die Zahlungsfrist beträgt allgemein vier 
Wochen bei Beträgen über 500 M. Die Stundungs- 
zinsen sind auf 5 14% festgesetzt, die Verzugszinsen, 
die der Holzkäufer mangels einer Stundung bei ver- 
späteter Zahlung leisten muß, auf 6%°%. Die Be- 
schaffung von Kredit auf Grund der Kautionsver- 
sicherung mit ihren Zinsen und Prämien wird damit 
zu teuer und dieser Versicherungszweig verliert an 
Bedeutung. Die Versicherungsgesellschaften sind 
sich klar darüber, daß sie unter diesen Umständen 
nur von solchen Holzkäufern in Anspruch genommen 
werden, bei denen eine starke Geldknappheit vor- 
liegt, so daß es ihnen unerwünscht sein muß, nur 
für solche ungünstigen Fälle das Risiko zu über- 
nehmen. Einige Gesellschaften sind bereits zu dem 
Entschluß gekommen, die Kautionsversicherung für 
gestundete Holzkaufgelder nicht mehr zu betreiben. 
Als Unterlage für die Stundungen gelten fortan die 
Holzguthabenscheine. Diese ähneln dem all- 
gemeinen Kreditbrief, wie er von einer Bank aus- 
gestellt wird. Der Käufer kann sich gegen Sicherheits- 
leistung von der Regierung beliebig viele Holzgut- 
habenscheine über beliebig hohe Summen ausstellen 
lassen. Nach den Versteigerungen übergibt er dann 
der Forstkasse so viele Guthabenscheine für das 
ersteigerte Holz, wie erforderlich sind und erhält 
sofort die Holzkaufzettel, die ihn in den Besitz des 
Holzes setzen. Über die Bewährung der Holzgut- 
habenscheine, die eine Flüssigmachung immobiler 
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Werte und Anlagen, sowie von Rentenpapieren u. dgl. 
bedeutet, wird nach einer gewissen Zeit der Wirk- 
samkeit zu sprechen sein. 


In Börsenberichten vom 20. Ok- 
tober wird das Steigen der 
Kurse der Aktien der Gesellschaften des Anilin- 
konzerns begründet mit dem Schaden von einigen 
hundert Millionen Mark, der durch das Unglück 
von Oppau verursacht worden ist. Zum Wieder- 
aufbau wird, so argumentiert die Börse, die Anilin- 
Gruppe neues Kapital benötigen. Die Kapitals- 
erhöhungen aber werden, so glaubt man nach den 
bisherigen Erfahrungen, mit wertvollem Bezugsrecht 
verknüpft sein. Ob diese Erwartungen sich erfüllen 
werden, steht dahin. Zunächst ergibt sich die para- 
doxe Erscheinung, daß Aktionäre, die Besitzer der 
von einem großen Schaden betroffenen Unter- 
nehmungen, infolge dieses Unglücks Kursgewinne 
erzielen. Gleichzeitig aber sammelt man in ganz 
Deutschland Geld- und Materialspenden für den 
Wiederaufbau des zerstörten Ortes Oppau 


Bunte Schüssel. 


A 


Neben der schwachen Valuta gibt es auch einen 
Valutaschwachsinn. Er ist bei nicht ganz wenigen 
Mitbürgern ausgebrochen, die glauben mit einem 
Rezept, mit einem Allheilmittel „ganz leicht“ die 
Valutanöte überwinden zu können. Im allgemeinen 
harmlos, gibt es auch Fälle, die gemeingefährlich 
werden. Herr Hans Wuthenow, Leipzig, „Verkaufs- 
kontor erster deutscher Tuch- und Futterstoff- 
Fabriken“, versendet Broschüren, Gedichte und 
„Rezepte“. Eines der letzteren soll niedriger gehängt 
werden, es lautet: 


„Warum wird von der Reichsregierung dem 
Publikum das Spekulieren in ausländischen Devisen 
nicht verboten? Warum werden diese nicht aus- 
schließlich gegen zu bezahlende Auslandsfakturen 
abgegeben, die von der betreffenden Bank abzu- 
stempeln sind? Warum wird die unheimliche Nach- 
frage nach Westdevisen nicht mit diesem einen 
Schlage riesig verringert und die Mark riesig ge- 
hoben, was jeder Handelsschüler kapiert? Weil der 
Herr Reichskanzler und seine Kollegen nach dem 
Rezept Erzberger arbeiten und selbst in Devisen 
spekulieren, um sich hierdurch auf Kosten des 
ganzen Volkes ein angenehmes Rentnerdasein zu 
sichern, sobald ihre kurze Ministerherrlichkeit zu 
Ende ist.“ 


Das ist gemeingefährliches Geschwätz! Herr 
Wuthenow sollte sich mit dem Handel in Futter- 
stoffen begnügen und nicht außerdem Blech pro- 


duzieren. 
de 


„Von der Würde eines Börsenbesuchers“ — 
so dürfte wohl der Titel einer Arbeit lauten, deren 
Veröffentlichung als Kommentar zu Kundgebungen 
des Frankfurter Börsenvorstandes notwendig er- 
scheinen wird. In einer Kundgebung des Frankfurter 
Börsenvorstandes vom 7. Oktober hieß es, „daß es 


nicht im Interesse des Ansehens der Frankfurter 
Börse liegt und nicht der Würde eines Börsenbe- 
suchers entspricht, wenn Papiere solcher Gesell- 
schaften (im freien Verkehr) gehandelt werden, die 
noch nicht einmal eine Bilanz veröffentlicht 
haben“. Der Handel in derartigen Werten hörte 
auch nach dieser Kundgebung nicht auf. Zuerst 
hieß es, es müsse „abgewickelt“ werden. Sodann 
wurde vom Bank- und Börsen-Verein eine Kom- 
mission bestellt, die ihr Augenmerk darauf richten 
sollte, „daß Werte solcher Unternehmungen vom 
Handel im freien Verkehr ausgeschlossen werden, 
für deren Beurteilung sowohl des inneren Wertes 
wie des Kursstandes zuverlässige veröffentlichte 
Anhaltspunkte fehlen. Die Kommission ist bereits 
(am 17. Oktober) in Erwägungen darüber eingetreten, 
welche dem freien Verkehr bereits zugeführte Werte 
unter dieses Verbot fallen“. Man sieht, die Ab- 
grenzung ist hier etwas weitergehend, aber auch 
weniger eindeutig gefaßt. Es gibt Börsenbesucher, 
die meinen, eine Eröffnungsbilanz sei doch auch 
eine veröffentlichte Bilanz und sie hat den Vorzug, 
bei keiner Gesellschaft zu fehlen. Was gegen die 
„Würde eines Börsenbesuchers“ verstößt, scheint 
doch schwieriger abzugrenzen zu sein, als es dem 
Frankfurter Börsenvorstand zuerst erschien. In- 
zwischen wurde zunächst einmal weiter gehandelt. 


Börse und Geldmarkt. 


Wenn auf die Oberschlesien - Entscheidung des 
Völkerbundrates hin die Mark einen Sturz erlitt, 
der alles bisher erreichte weit übertraf, wenn der 
Dollarkurs bis auf 195 M. in die Höhe schnellte, 
um wieder auf 150 zu sinken und am Ende der 
dritten Oktoberwoche mit 167 M. abzuschließen 
(das sind 37 M. höher als der in unserer letzten 
Übersicht vor vierzehn Tagen erwähnte Rekordstand), 
so wird man diese Bewegung natürlich als spekulativ 
durchsetzt, aber doch im Grunde als eine ganz 
natürliche Rückwirkung der unheilvollen Entscheidung 
von Genf ansprechen müssen. Wir wollen einmal 
die innerpolitische Verwirrung, die in Deutschland 
im Zusammenhang mit der Oberschlesien-Krise ent- 
standen ist, außer acht lassen, wir wollen von der 
Annahme ausgehen, daß ein deutsch-polnisches wirt- 
schaftliches Abkommen nach den Richtlinien des 
Völkerbundes zustande kommt (obwohl es nicht 
ganz leicht ist, sich die praktische Verwirklichung 
dieser Konstruktion im einzelnen vorzustellen) und 
dann die Einwirkung auf die Valuta allein unter- 
suchen. Zunächst vom Standpunkt der Handels- 
bilanz: Ein Teil der oberschlesischen Kohle, die die 
deutsche Industrie verbraucht, wird in Zukunft ein- 
geführt werden müssen, allerdings aus einem Lande 
mit Markwährung. Für die Finanzierung dieser 
Einfuhr brauchen also keine Devisen beschafft zu 
werden, wohl aber fließen Mark in ausländische, 
polnische Hände. Wohl noch schwerer als die 
Kohleneinfuhr wird die Loslösung der gesamten 


Jinkerzgruben aus der inländischen Volkswirtschaft 
wirken. Die westdeutschen Zinkhütten werden in 
Zukunft vor die Erwägung gestellt sein, ob es vor- 
teilhafter ist, die Erze aus Polnisch-Oberschlesien 
oder aus England-Australien zu beziehen. Mit den 
Zinkerzen verlieren wir aber auch die oberschlesische 
Zinkhüttenindustrie zu ungunsten der Handelsbilanz 
und einen erheblichen Teil der stark exportierenden 
Eisenindustrie. Es ist schwer, diese Wirkungen 
heute mit Zahlen abzuschätzen, aber Zwang zu 
vermehrter Einfuhr und Ausfall auf der Exportseite 
müssen, selbst wenn die Summen im Verhältnis 
zu den gesamtdeutschen Ein- und Ausfuhrsummen 
nicht allzu groß erscheinen, sehr scharf wirken in 
einer Zeit, in der ohnedies die deutsche Zahlungs- 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:! 


| G.- V.: Köln-Neuessener Bergwerksverein, 
Reichelbräu, Alexanderwerk A. v. d. 
Nahmer, Westafrikanische Pflanzungs- 
Gesellschaft Victoria, Joh. Girmes & Co., 
Straßenbahn Hannover, Ver. Chemische 
Werke Charlottenburg. — Schluß des 
Bezugsrechts Union Allgemeine Ver- 
sicherungs-A.-G., Bezugsrechts Presto- 
werke Chemnitz, Bezugsrechts Weser- 
mühlen, Bezugsrechts Maschinen- und 
Fahrzeugfabriken Alfeld-Delligsen, Ver. 
Chemische Werke Charlottenburg. 


@.-V.: Hüttenwerk Niederschöneweide. — 
Schluß des Bezugsrechts Schlesische 
Zinkhütten-A.-G., Bezugsrechts Elite- 
wagen A.-G. 
werke van der Zypen und Wissener 
Eisenhütten A.-G., C. F. Ohle's Erben, 
Schlesische Cellulose- und Papier- 
fabriken. — Schluß des Bezugsrechts 
Hackethal Draht- und Kabelwerke, Be- 
zugsrechts Ruscheweyh A.-G. 


Ironage- Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. G.- V.: Phönix A.-G. für 
Bergbau und Hüttenbetrieb, Anker- 
Werke Bielfeld, Kammgarnspinnerei 
Leipzig, A.-G. für Schlesische Leinen- 
industrie Kramsta, Kalker Maschinen- 
fabrik. 


@.-V.: Osnabrücker Kupfer- und Draht- 
werke, Aktienfärberei Knab & Lin- 
hardt. — Schluß des Bezugsrechts 
Poppe & Wirth A.-G. 


Bankausweis New York. — G.- V.: Braun- 
kohlenwerke Leonhard, Oppelner Port- 
land-Cementfabriken Grundmann, Oren- 
stein & Koppel, Amme Giesecke & 
Konegen, Aktienspinnerei Aachen, Bier- 

I| brauerei Gebr. Müser. — Schluß des 
Bezugsrechts Neue Baumwollspinnerei 
Hof, Alexanderwerk v. d. Nahmer. 


Montag, 
31. Oktober 


Dienstag, 
1. November 


Mittwoch, 
2. November 


Donnerstag, 
3. November 


Freitag, 
4. November 


Sonnabend, 
5. November 


J Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u, a, tiber 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
Ste alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 

en Zeitungen achten müssen, In Kursiv-Schrift sind diejenigen 


— gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 


| G. - V.. Rositzer Braunkohlenwerke, Preß- 

spanlabrik Untersachsenfeld, Thodesche 
Papierfabrik A.-G. — Schluß des Be- 
zugsrechts Saccharinfabrik Fahlberg List. 


..: Hessischer Bankverein Cassel, 
| 
| 


Montag, 
7. November || 


Falkensteiner Gardinen -Weberei und 
Bleicherei, Porzellanfabrik Rosenthal, 


BEN Berlin-Burger Eisenwerke, Deutsche 
. Mineralölindustrie Wietze. — Schluß 
des Bezugsrechts Berlin-Gubener Hut- 

fabrik. 
| Reichsbankausweis. — G. F., Westfäl. 


Eisen- u. Drahtwerke, Gelsenkirchener 
Gußstahl- u. Eisenwerke, Deutsche Con- 
tinental-Gas-Ges. Dessau, Duxer Kohlen- 
verein, Schlesische Mühlenwerke. 


Ironage- Bericht. — Bankaus weise London, 
Paris. — @.-V.: Hille-Werke, Mälzerei 
Wrede, Maschinenfabrik Kappel, Deut- 
sches Elektro-Stahlwerk, Schles. Akt.- 
Ges. f. Portland-Cementfabrikate zu 
Groschowitz, Ver. Portland-Cement- u. 
Kalkwerke. Schimischow-Silesia, Verein 

| f. Zellstoffindustrie. — Schluß des Be- 
Zugsrechts Schwabenbräu Düsseldorf. 

| Verlosungen: 

| 1. November: 3%, Belg. Communal 
R 100 Fr. (1868), Braunschweiger 20 Tir. 
(1868), 3% Oldenburger 40 Tir. (1871), 
Ital. Rotes Krenz 25 Fr. (1885), Oesterr. 
Rotes Kreuz 20 Kr. (1916). 5. No- 
vember: 3% Stadt Paris 300 und 
500 Fr. (1875, 1912), 3%, 3½% Credit 
Foncier 250 und 500 Fr. (1879, 1885, 
1909, 1913). 10. November: 4% 
Stadt Paris 500 Fr. (1876). 


Mittwoch, 
9. November |; 


Donnerstag, 
10. November 


bilanz durch eine Passivität der Handelsbilanz von 
rund 1 Milliarde Mark im Monat belastet wird. Mit 
den Verschiebungen der Produktionsstätten wird aber 
die Wirkung der oberschlesischen Neugestaltung auf 
die Handelsbilanz nicht erschöpft sein. Es kommt 
hinzu die überaus schwierige Regelung der Zoll- 
grenzverhältnisse, die mit Sicherheit für die nächsten 
sechs Monate, mit Wahrscheinlichkeit aber auch da- 
rüber hinaus, ein Loch entstehen lassen wird, das 
unsere Ein- und Ausfuhrkontrollen untergraben wird. 
Ein Eldorado der Schieber wird entstehen, die Blüte 
des Schiebertums beruht aber immer auf valutazer- 
rüttenden Erscheinungen. Nun kommt aber zu den 
Handelsbilanzschädigungen noch das reine Geld- 
problem hinzu. Im polnischen Oberschlesien soll 
Markwährung gelten. Die Loslösung der Währung 
von der Staatshoheit des Landes ist nicht nur ein 
Verstoß gegen den Begriff der Währung, es ist auch 
ein in seinen Folgen ganz unübersehbarer praktischer 
Versuch. Wird das Gresham’sche Gesetz „Schlechtes 
Geld verdrängt gutes“ durch einen Völkerbund- 
ratsbeschluß außer Kraft gesetzt werden können? 
Oder wird in Polen, auch in Polnisch-Oberschlesien 
nicht eine Thesaurierung der deutschen Mark, der 
Edel-Valuta im Vergleich zur polnischen Mark, statt- 
finden? Wird der polnische Staat nicht durch Steuern 
deutsche Mark aus diesen Gebieten an sich bringen 
und sie auf dem Weltmarkt in Westdevisen kon- 
vertieren? Wie wird dann der Nachstrom der Reichs- 
mark in das nichtdeutsche Markwährungsgebiet sich 


gestalten? Soll die Reichsbank Zentrale des Geld- 
wesens für ein Gebiet bleiben, das deutscher Hoheit 
nicht untersteht? Man kann zunächst nur die Fragen 
aufwerfen. Ob sich Lösungen selbst bei bestem 
Willen auf beiden Seiten finden lassen, bleibe dahin- 
gestellt. Das Aufzeigen der Probleme allein zeigt 
aber die Gefahren, die der deutschen Valuta auch 
von dieser Währungsseite her drohen. Dazu kommt 
dann noch der Ausfall an Steuerkraft und Kredit- 
grundlage für die innere Finanzierung durch den 
Verlust eines reichen Industriegebietes, bei unver- 
änderter Belastung des Reiches mit Verpflichtungen 
an das Ausland. Konnte diese durch den Spruch 
des Obersten Rates geschaffene Lage etwas anderes 
als den Sturz der Mark zur Folge haben? 

Wir wollen gegenüber den Faktoren, die zum 
Valuta-Pessimismus treiben, bei der Betrachtung der 
Gesamtlage die Lichtpunkte nicht ganz übersehen, 
wenn sie auch nur unsicher flackern. Immer noch 
kann eine gewisse Erleichterung für eine Ueber- 
gangsperiode von dem Abschluß einer resp. einer 
Gruppe von Auslandsanleihen nach dem Kreditplane 
der deutschen Industrie kommen. Erleichtert werden 
die inneren Voraussetzungen dafür durch die Re- 
gierungskrise allerdings kaum werden. Wie steht es 
mit den äußeren Voraussetzungen? Der Chef des 
Hauses Rothschild in London war mit seinem ersten 
Geschäftspartner Herrn Nauheim in Berlin. Man 
hat mit diesen Faktoren der internationalen Finanz 


gesprochen. Das ist noch lange nicht ver- 
handelt. Es heißt, daß Herr Nauheim nach 
Amerika reist. Es werden auch dort Unterhaltungen 
stattfinden. Solche persönlichen Fühlungnahmen 
mit internationalen Finanzkreisen können die Ein- 
leitung für realere Verhandlungen sein. Aber sie 
sind es bisher leider noch lange nicht. 

Wie bei diesem Bild der Valutalage die Effekten- 
börse aussieht, bedarf kaum einer Schilderung. 
Hausse auf der ganzen Linie des Aktienmarktes. 
Man darf auf diese Hausse nicht schelten; wenn die 
Kurse der Aktien bei sinkender Valuta stabil blieben, 
würden wir dem Auslande die ganze Substanz unserer 
Wirtschaft verschenken, billig genug kauft es immer 
noch die deutschen Werte. Die Kursanpassung ist 
also bis zu einem gewissen Grade notwendig. Ver- 
hängnisvoll ist nur, daß dieser Prozeß im Inlande 
sich in Börsengewinnen einer Schicht der Bevölke- 
rung ausdrückt, diesen Schichten ständig zusätzliches 
Einkommen ohne produktive Leistung verschafft, 
wodurch die Verelendung der breiten Massen, die 
an der Spekulation nicht beteiligt sind, verschärft 
wird. Die Ausgleichung wäre hier ein Problem der 
Besteuerung, dessen praktische Lösbarkeit aber höchst 
zweifelhaft ist. Inzwischen erleben wir das typische 
Schauspiel der Papierwirtschaft weiter: privatwirt- 
schaftliche Blüte für einzelne Schichten der Bevölke- 
rung und Verblutem der Volkswirtschaft! 

Justus. 


Plutus-Archiv. 
Meue Eiteratur der Vofkemwirtfhaft und des Rechte. 
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Bücherei des Arbeitsrechts. Herausgegeben von 
Präsident Dr. F. Syrup und Ministerialrat Dr. 
O. Weigert. Band 24. Das Gesetz über die Ein- 
kommensteuer vom Arbeitslohn vom 11. Juli 1921, 
erläutert von Dr. IL. Pissel, Regierungsrat im 
Reichsfinanzministerium. Berlin SW 61 1921. 
Verlag von Reimar Hobbing. Preis 16,-— M. 


Einleitung. — Wortlaut des Gesetzes. --- 
läuterungen zu der Präambel. Anhänge. 


Das neue Staatsrecht des Reichs und seiner Länder. 
Systematisch dargestellt von Dr. Otto Meißner, 
Ministerialdirektor, Chef des Büros des Reichs- 


Ir- 


präsidenten. Berlin 1921. Verlag von Reimar 
Hobbing. Preis 32, — M. 

Aufbau und Aufgaben des Reichs. — Reich und 
Länder. -— Die Volksvertretungen. Der Reichs- 
Präsident und die Reichsregierung; die Landes- 
regierungen. — Reichsrat, Reichswirtschaftsrat. — 
Die Reichs- und Landesgesetzgebung. -— Die Reichs- 


und Landesverwaltung. — Die Rechtspflege. 
Grundtechte und Grundpflichten der Deutschen. — 


Die Einzelperson. — Das Gemeinschaftsleben. — 
Religion und Religionsgesellschaften. — Das Schul- 
und Bildungswesen. — Das Wirtschaftsleben. 


Deutsche Hochschule für Politik (E. V). 
semester 1921-22. Berlin. Preis 1,— M. 


Winter- 


Richtlinien zu einem Gesetz über die gemeinwirt- 
schaftliche Regelung des Wohnungswesens, auf- 
gestellt vom Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bund und Allgemeinen freien Angestelltenbund. 
Berlin 1921, Verlagsgesellschaft des Allgemeinen. 
Deutschen Gewerkschaftsbundes. Preis 7,— M. 


Das Recht der Neuzeit. Ein Führer durch das 
geltende Recht Deutschlands aus der Zeit von 
1914 bis 1921. Herausgegeben von Dr. Franz 
Schlegelberger, Geh. Regierungsrat, Mini- 
sterialrat im Reichsjustizministerium, und Dr. 
Werner Hoche, Regierungsrat im Reichs- 
justizministerium. Berlin 1921. Verlag von Franz 
Vahlen, W 9, Linkstraße 16. Preis 18,— M. 


Zwischenbilanzen. Zweck, Wesen und Technik der 
Monatsbilanzen mit besonderer Berücksichtigung 
der ‚Geldentwertung. Von Josef Nertinger, 
Hauptbuchhalter. Stuttgart 1921, Muthsche 
Verlagsbuchhandlung. Preis 8,25 M. Porto 60 M. 

Der Begriff „Zwischenbilanz“. — Die Vorteile der 

Zwischenbilanz. — Die Voraussetzungen für die Auf- 

stellung von Zwischenbilanzen. — Der buchtechnische 

Aufbau der systematischen Zwischenbilanz mit Be- 

rücksichtigung der Geldentwertung. — Die Technik 

der Ermittlung des Monatsergebnisses ohne formellen 

Abschluß der Bücher. 
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Wie liest man den Handelsteil einer Tageszeitung? 
Von Ernst Kahn und Fritz Naphtali. Frank- 
furt a. M. 1921. Verlag der Frankfurter Societäts- 
Druckerei G. m. b. H. Preis 15,— M. 


Der Zusammenbruch der feindlichen Lügenoffensive. 
Von Max Taube. Deutscher Aufklärungsdienst 
für das In- und Ausland G. m. b. H. Berlin 1921. 
Preis 3,60 M. 


Richtlinien zu einem Gesetz über die gemein- 
wirtschaftliche Regelung des Wohnungswesens. — 
Privatkapitalistische oder gemeinwirtschaftliche Bau- 
tätigkeit? — Privatkapitalistische oder gemeinwirt- 
schaftliche Wohnungsverwaltung? — Erläuterung 
der Richtlinien. — Tabellen. — Entwurf eines Ge- 
setzes über den erleichterten Erwerb und besseren 
Gebrauch des deutschen Bau- und Wirtschaftslandes 
(Bodenreformgesetz). — Abbildungen am Anfang des 
Heftes. 


Die genossenschaftliche Gemeinwirtschaft. Ent- 
stehung, Arten, Aufgaben und Arbeitsweise, Stand 
und Ausbaumöglichkeiten von Otto Schember. 
Veröffentlichungen der sächs. Landesstelle für Ge- 
meinwirtschaft. Heft XV. v. Zahn & Jaensch, 
Dresden 1921. Preis 25 M. 


Wesen und Begriffsbestimmung. — Geschichtliche 
Formen genossenschaftlicher Wirtschaftsweise. 
Neuzeitliche genossenschaftliche Ideenrichtungen 
und Strömungen: — Die Deutschen Genossen 
schaften. — Die Stellung des Staates zum 
Genossenschaftswesen in Deutschland. — Das 
Genossenschaftsgesetz und die organisatorische 
Gestaltung der Genossenschaften. — Die Erzeuger- 
genossenschaften. — Die Verbrauchergenossenschaf- 
ten. — Verschiedene Genossenschaften. — Zusammen- 
fassendes über den gegenwärtigen Stand: Die Zentral- 
institute — Besonderes zum Ausbau — Ausblick.. 


Die Einführung der französischen Währung in Elsaß- 
Lothringen. Von Dr. Bruno Weil, Rechtsanwalt 
und Notar in Berlin. II. Das Recht der deutschen 
Grenzgebiete, Monographien zum Friedensver- 
trag. Herausgegeben von Dr. Bruno Weil. Drittes 
bis fünftes Tausend. Verlag für Politik und Wirt- 
schaft G. m. b. H. Preis 12,50 M. 


Die Verordnung vom 26. November 1918. — 
Umtausch des baren Geldes. — Banken und Kredit- 
institute. — Umwandlung der Währung in Ver- 
trägen. — Das Nachtragsdekret vom 4. April 1919. — 
Rückzahlung und Verzinsung von. Hypotheken. — 
Währungsproblem und Friedensvertrag. Der 
Einfluß der Sequestration und Liquidation auf die 
Währungsprobleme. — Die Stellung der deutschen 
Gläubiger. — Die Valorisation der Lebensversiche- 
rungen. — Abänderungsvorschläge. — Ein neuer 
Gesetzentwurf. — Schlußbetrachtung. — Anhang: 
Dekret vom 26. November 1918. — Nachtragsdekret 
vom 4. April 1919. — Auszug der einschlägigen Be- 
stimmungen des Friedensvertrags. 


Gedanken zur Reichsfinanzreform im Jahre 1921. 
Von Otto Frhr. v. Mering, Dr. jur. und phil. 
Verlag von Gustav Fischer, Jena 1921. Preis 15 M. 


Die Grundlagen. — Die Staatsausgaben. — Die 
Staatseinnahmen. — Reformvorschläge. 


Die Bank im Dienste des Kaufmanns. Von Dr. 
Fr. Schär, Handelshochschulbibliothek. Heraus- 
gegeben von Prof. Dr. Max Aptin Berlin. Band 2. 
Leipzig 1920, G. A. Gloeckner Verlag. Preis 15 M. 

Bank und Kaufmann. — Grundformen des Bank- 
geschäfts und Prinzipien der Bankverwaltung. — 

Übersichtliche Zusammenstellung der dem Kauf- 

mann geleisteten Bankdienste. — Die dauernde und 

zusammenhängende Geschäftsverbindung zwischen 

Kaufmann und Bank. — Bedeutung, Umfang und 

Art des Studiums des Bankkontokorrents. 


Grundzüge des Geld-, Kredit- und Bankwesens. Von 
Carl Jores. Vierte, vermehrte und verbesserte 
Auflage. Herausgegeben von Karl Heinz Lemke, 
Diplom-Handelslehrer in Jena. Leipzig 1920, 
G. A. Gloeckner, Verlag für Handelswissenschaft- 
Preis 30 M. 


Das Geld und seine Ersatzmittel. — Der Kredit- 
verkehr. — Das Bankwesen. — Die Notenbanken 
und die herrschenden Systeme. 


Einführung in die öffentliche Wohlfahrtspflege. Von 
Erwin Kaufmann, Volkswirt, R. D. V., Re- 
ferent am Landes-Arbeitsamt, Düsseldorf. 97. Heft 
der Staatsbürger-Bilbliothek. M. Gladbach 1921, 
Volksvereins-Verlag G.m.b.H. Preis 4,50 M. 


Krüppelfürsorge. Das preußische Gesetz, betreffend 
die öffentliche Krüppelfür‘orge im Rahmen der 
deutschen sozialen Fürsorgegesetzgebung. Von 
P. J. Briefs, Rektor an der Stiftung Dr. Dor- 
magen (Krüppelheim), Köln-Meerheim. Heft 100 
der Staatsbürger-Bibliothek. M. Gladbach 1921, 
Volksvereins-Verlag G. m. b. H. Preis 4,50 M. 


Das Wesen des Sowjetstaates. Von Prof. Dr. A. M- 
Kulischer, Privatdozent a. d. Universität St. 
Petersburg. Band V. Die Europäische Bücherei. 
Berlin 1921, Verlag für Politik und Wirtschaft 
G.m.b.H. Preis 9,75 M. 

Das Rätsel des Sowjetstaates. — Vom Weltkrieg 
zum permanenten Krieg. — Das bolschewistische 
Ausbeutungssystem. — Die wirtschaftliche Rück- 
bildung in Stadt und Land. — Die Wiederherstellung 
der Hörigkeit. — Das Ende der Lüge. Der Herren- 
stand und der Polizeistaat. 


Ausbau und Abbau der Kohlenplanwirtschaft in Eng- 
land. Von Dr. Charlotte Lütkens. Mit einem 
Vorwort von Max Schippel. Dresden 1921, 
v. Zahn & Jaensch. Preis 5 M. 

Die englische Kohlenwirtschaft bis zum Kriege. 

Kriegs- und Übergangszeit. — Die Sankeykommission. 

— Allgemeine Bedeutung der Ausschußarbeiten. 


Kova-Zettel-Ausgabe Nr. 4. Deckblätter zur Reichs- 
versicherungsordnung und zum Angestelltenver- 
sieherungsgesetz. München 1921, Bayer. Kom- 
munalschriften-Verlag G. m. b. H. Preis 3 M. 


Die Gefahren der Entartung des Sparkassenwesens. 
Vortrag, gehalten bei Eröffnung der Deutschen 
Sparkassenschule Hannover am 4. August 1920. 
Von deren Studienrektor Dr. phil. u. Dr. jur. 
Rocke. Sonderabdruck aus der Zeitschrift für 
Sozialwissenschaft. Leipzig und Erlangen 1921, 
A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung. Preis 3,30 M. 


Gothaer Lebensversicherungsbank auf Gegen- 
seitigkeit. Nach dem soeben ausgegebenen Rechenschafts- 
bericht hat der Neuzugang an Versicherungen auch im Jahre 
1920 wieder eine ganz außerordentliche Steigerung erfahren. 
Er hat sich auf 386 203 426 Mark gegen 194 468 627 Mark 
im Vorjahre belaufen. Nach Abzug aller Abgänge ist ein 
Reinzuwachs von 336 992 455 (1919: 150 580 920) Mark 
verblieben, durch den sich der Gesamtversicherungsbestand 
auf 1 730 952 414 (1 393 959 960) Mark erhöhte, Dieses 
Ergebnis wurde mit dem in Anbetracht der fortschreitenden 
Teuerung mäßigen Verwaltungskostensatze von 13,25 % 
der Jahreseinnahme erzielt. 


Auf die in dieser Nummer beiliegenden Prospekte 
der Verlagsbuchhandlung J. Bensheimer, Stuttgart, 
betreffend Steuergemeinschaft und der Gothaer Lebens- 
versicherungsbank, Gotha, betreffend Aufnahme- 
bedingungen, machen wir unsere Leser hierdurch besonders 
aufmerksam. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Fritz Neisser- Berlin 


